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Bericht der Bundesregierung an den Deutschen Bundestag 

über Erfahrungen mit dem Gesetz über die Berufe in der Physiotherapie 

(Masseur- und Physiotherapeutengesetz - MPhG) 


I. Einleitung 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 216. Sitzung 
am 10. März 1994 zu dem von ihm verabschiedeten 
Gesetz über die Berufe in der Physiotherapie (Mas- 
seur- und Physiotherapeutengesetz - MPhG) - Druck- 
sachen 12/5887, 12/6998 - die nachfolgende Ent- 
schließung in der Beschlußempfehlung in Drucksa- 
che 12/6998 angenommen: 

„... die Bundesregierung aufzuf ordern, dem Deut- 
schen Bundestag drei Jahre nach Inkrafttreten des 
Gesetzes über die Berufe in der Physiotherapie einen 
Erfahrungsbericht vorzulegen. 11 

Das Masseur- und Physiotherapeutengesetz ist, 
nachdem auch der Bundesrat dem Gesetz zuge- 
stimmt hatte, am 31. Mai 1994 im Bundesgesetzblatt 
verkündet worden (BGBl. I S. 1084) und am 1. Juni 
1994 in Kraft getreten. 

Mit der Vorlage dieses Berichtes kommt die Bundes- 
regierung der bei der Verabschiedung des Gesetzes 
durch den Deutschen Bundestag angenommenen 
Entschüeßung nach. 


II. Das Masseur- und Physiotherapeuten- 
gesetz - Ziele und Zweck 

Das MPhG wurde auf Grund der Kompetenznorm 
des Artikels 74 Nr. 19 Grundgesetz, die dem Bund 
eine konkurrierende Gesetzgebungsbefugnis für die 
Zulassung zu den ärztlichen und anderen Heilberu- 
fen zuweist, erlassen. Es hat das Gesetz über die 
Ausübung der Berufe des Masseurs, des Masseurs 
und medizinischen Bademeisters und des Kranken- 
gymnasten vom 21. Dezember 1958 (MBKG) abge- 
löst. 

Gleichzeitig sind durch das Gesetz die Richtlinie 
89/48/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 über 
eine allgemeine Regelung zur Anerkennung der 
Hochschuldiplome, die eine mindestens dreijährige 
Berufsausbildung abschließen (ABI. EG Nr. L 19 S. 16), 
die Richtlinie 92/51/EWG des Rates vom 18. Juni 
1992 über eine zweite allgemeine Regelung zur 
Anerkennung beruflicher Befähigungsnachweise 
in Ergänzung zur Richtlinie 89/48/EWG (ABI. EG 
Nr. L 209 S. 25) sowie das Abkommen von Porto zwi- 
schen der Europäischen Gemeinschaft, ihren Mit- 
gliedstaaten und den Staaten der Europäischen Frei- 
handelszone (EFTA) über den Europäischen Wirt- 
schaftsraum vom 2. Mai 1992 (EWR- Abkommen) im 
Hinblick auf die Anerkennung der Diplome, Prüfungs- 
zeugnisse und Befähigungsnachweise innerhalb der 
Mitgliedstaaten der EU und der Unterzeichnerstaa- 
ten des genannten Abkommens in deutsches Recht 


umgesetzt worden. Ferner wurde durch das Gesetz 
die nach dem Einigungsvertrag vom 31. August 1990 
zu verwirklichende Rechtseinheit bezüglich der in 
den neuen Ländern noch bestehenden dreijährigen 
Physiotherapeutenausbildung der früheren DDR mit 
der bundesdeutschen Krankengymnastenausbildung 
hergestellt. Letzteres war einer der Gründe, die es 
sinnvoll erscheinen ließen, die Berufsbezeichnung 
„Krankengymnastin '7 „Krankengymnast" durch die 
Berufsbezeichnung „ Physiotherapeutin " / „ Physiothera- 
peut" zu ersetzen, die entsprechend auch in einigen 
Mitgliedstaaten der EU üblich ist. 

Die Umsetzung der genannten Richtlinien hat die ge- 
genseitige Anerkennung von Diplomen, Prüfungs- 
zeugnissen und Befähigungsnachweisen für die Be- 
rufe nach dem MPhG nach näherer Maßgabe der 
Richtlinien innerhalb der Mitgliedstaaten der EU 
sichergestellt. Durch die völkerrechtliche Verbind- 
lichkeit des Abkommens von Porto wurde die Aner- 
kennung entsprechender Abschlüsse auf die Staaten 
der EFTA mit Ausnahme der Schweiz ausgedehnt. 

Durch das Gesetz wird das Führen der Berufsbe- 
zeichnungen „Masseurin und medizinische Bade- 
meisterin" oder „Masseur und medizinischer Bade- 
meister" sowie „Physiotherapeutin" oder „Physio- 
therapeut" an eine Erlaubnis gebunden. 

Voraussetzungen für die Erteilung der Erlaubnis zur 
Führung einer der Berufsbezeichnungen sind: 

1. Teilnahme an der durch das Gesetz (MPhG) vorge- 
schriebenen Ausbildung, 

2. Bestehen der staatlichen Prüfung, 

3. Zuverlässigkeit zur Ausübung des Berufs und 

4. geistige und körperliche Eignung zur Ausübung 
des Berufs. 

Da die Ausbildung zum Masseur und medizinischen 
Bademeister andere Ausbildungsinhalte umfaßt als 
die des Physiotherapeuten und auch die Tätigkeits- 
merkmale und -bereiche beider Berufe unterschied- 
lich sind (vgl. §§ 3 und 8), wurde im Gesetz die Tren- 
nung der Bereiche Massage (einschließlich medizini- 
sches Badewesen) und die den Physiotherapeuten 
betreffende Krankengymnastik beibehalten. Auf die 
nach altem Recht mögliche Ausbildung zum „Mas- 
seur", die sich von der des „Masseurs und medizini- 
schen Bademeisters" lediglich durch eine längere, in 
medizinischen Badeanstalten abzuleistende prakti- 
sche Tätigkeit nach einem für beide Berufe gemein- 
samen Lehrgang und nach der ebenfalls gemeinsa- 
men staatlichen Prüfung unterschied, wurde verzich- 
tet. Im übrigen stellen es die vorgenannten EG-Richt- 
linien sowie das Abkommen von Porto den Mitglied- 
staaten frei, wie sie die Berufe in der Physiotherapie 
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strukturieren und welche Berufsbezeichnungen sie 
wählen. 

Durch das MPhG hat sich für das Berufsbild des Phy- 
siotherapeuten keine grundlegende Änderung ge- 
genüber dem Berufsbild des Krankengymnasten 
nach altem Recht ergeben. Eine wichtige Rolle bei 
der Neuordnung spielte allerdings die Frage der In- 
tegration der praktischen Ausbildung in einen ein- 
heitlichen dreijährigen Ausbildungsgang für Physio- 
therapeuten. Dieser besteht nach § 9 MPhG aus theo- 
retischem und praktischem Unterricht und einer 
praktischen Ausbildung. Die nach altem Recht im 
Anschluß an den zweijährigen Lehrgang und die 
staatliche Prüfung vorgesehene praktische Tätigkeit 
von 12 Monaten ist damit entfallen. Für Kranken- 
gymnastik-Schulen, die sich nicht an Krankenhäu- 
sern befinden, wurde durch eine Übergangsregelung 
die Möglichkeit eröffnet, noch bis Ende Mai 1998 im 
wesentlichen nach der alten Regelung weiter auszu- 
bilden (§ 17). 

Für Masseure und medizinische Bademeister ist es 
aus fachlichen Gründen im Hinblick auf die stärker 
praxisorientierte Ausbildung grundsätzlich bei der 
Einteilung in Lehrgang und praktische Tätigkeit ge- 
blieben. Dies trägt auch der unterschiedlichen 
Schwerpunktsetzung bei der Ausübung der beiden 
Berufe Rechnung. Um den gestiegenen Anforderun- 
gen an den Beruf besser gerecht werden zu können, 
sieht § 4 - ohne die Gesamt ausbildungsdauer von 
zweieinhalb Jahren auszuweiten - eine Verlänge- 
rung der Dauer des Lehrgangs von zwölf Monaten 
auf zwei Jahre und eine Verkürzung der anschlie- 
ßenden praktischen Tätigkeit von 18 auf 6 Monate 
vor. Diese Umstrukturierung, insbesondere die Ver- 
längerung des Lehrgangs, rechtfertigte wiederum 
die wesentlich verbesserten Durchstiegsbedingun- 
gen für Masseure und medizinische Bademeister, die 
zusätzlich noch die Qualifikation des Physiothera- 
peuten erwerben wollen. Nach § 12 Abs. 1 MPhG 
verkürzt sich zunächst die Ausbildung zum Physio- 
therapeuten für Absolventen des zweijährigen Mas- 
seurlehrgangs nach § 4 Abs. 2 auf 18 Monate, d. h. 
auf die Hälfte der regulären dreijährigen Ausbildung 
(§ 9). Masseure mit einer Ausbildung nach dem 
MPhG können daher unmittelbar nach dem abge- 
schlossenen zweijährigen Lehrgang wechseln, ohne 
noch die anschließende praktische Tätigkeit zu ab- 
solvieren. Sie erhalten dann allerdings nicht die Er- 
laubnis zur Führung der Berufsbezeichnung „Mas- 
seur und medizinischer Bademeister". 

Im Unterschied dazu müssen Absolventen des ein- 
jährigen Masseurlehrgangs nach altem Recht zu- 
nächst ihre begonnene Ausbildung vollenden, um 
dann als Masseur und medizinischer Bademeister die 
Weiterqualifizierung zum Physiotherapeuten fortset- 
zen zu können (§ 12 Abs. 1 Satz 2). Nach altem Recht 
ausgebüdete Masseure und medizinische Bademei- 
ster müssen daher stets bereits im Besitz der Erlaub- 
nis zur Führung der Berufsbezeichnung sein. 

Soweit Personen, die die Berufsbezeichnung Mas- 
seur und medizinischer Bademeister führen dürfen, 
eine mindestens fünfjährige Tätigkeit in diesem Be- 
ruf nachweisen können, besteht für sie die Möglich- 
keit, den Physiotherapeutenlehrgang von 18 Mona- 


ten auf Antrag um weitere 6 Monate auf 12 Monate 
in Vollzeitform bzw. auf 1 400 Stunden in Teilzeitform 
zu verkürzen (§ 12 Abs. 1 Satz 3). Diese Ausbildungs- 
dauer darf nicht noch weiter unterschritten werden, 
es sei denn, daß durch den Antragsteller abgeleistete 
und nachgewiesene Fort- und Weiterbildungen auf 
die Ausbildung angerechnet werden können (§ 12 
Abs. 1 Satz 4). Liegen derartige anrechenbare Fort- 
oder Weiterbildungen vor, kann die verkürzte Aus- 
bildung auf Antrag im Umfang der Gleichwertigkeit 
um nochmals bis zu 3 Monaten oder 350 Stunden auf 
höchstens 9 Monate bzw. 1 050 Stunden verkürzt 
werden. In diesem Fall muß allerdings gewähr- 
leistet sein, daß die Durchführung des verkürzten 
Physiotherapeutenlehrgangs sowie die Erreichung 
des Ausbildungsziels (§ 8) dadurch nicht gefährdet 
werden. 

Um Masseuren und medizinischen Bademeistern die 
zusätzliche Qualifikation zum Physiotherapeuten 
weiter zu erleichtern, hat der Ausschuß für Gesund- 
heit des Deutschen Bundestages über die genannten 
Verkürzungsmöglichkeiten hinaus als Abschluß der 
Ausbildung die staatliche Prüfung in Form einer Er- 
gänzungsprüfung festgelegt (§ 12 Abs. 1 Satz 6), die 
zudem in zwei Teilabschnitten abgelegt werden 
kann (§ 12 Abs. 1 Satz 9). Die Ergänzungsprüfung er- 
streckt sich nur noch auf die in dem verkürzten Lehr- 
gang vermittelten Kenntnisse und Fertigkeiten (§ 12 
Abs. 1 Satz 7). 

Auf den Ausschuß für Gesundheit des Deutschen 
Bundestages ist ferner zurückzuführen, daß der im 
Rahmen der verkürzten Ausbildungen zu erteilende 
theoretische Unterricht auch als Fernunterricht 
durchgeführt werden kann (§ 12 Abs. 1 Satz 5). 

Neu in das MPhG auf genommen wurde eine Rege- 
lung über ein Mindestalter, das bei Beginn der Aus- 
bildung erreicht sein muß. Nach dem alten Recht sah 
die Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Masseu- 
re und für Masseure und medizinische Bademeister 
vom 7. Dezember 1960 (BGBl. I S. 880) für die Zulas- 
sung zur Prüfung die Vollendung des 19. Lebensjah- 
res vor, so daß sich für die Ausbildung ein Zugangs- 
alter von 18 Jahren ergab. Für die Ausbildung zum 
Krankengymnasten bestand keine Mindestalterrege- 
lung. 

Auf den überwiegenden und von seiten des Gesetz- 
gebers als begründet angesehenen Wunsch der betei- 
ligten Fachkreise wurde ein Mindestalter als Voraus- 
setzung für den Zugang zur Ausbildung für Masseure 
und medizinische Bademeister von 16 Jahren, für 
Physiotherapeuten von 17 Jahren festgesetzt (§ 5 Nr. 1 
und § 10 Nr. 1). Dies entspricht auch den Regelungen 
vergleichbarer neuerer Berufszulassungsgesetze. 

Das Gesetz enthält außerdem Bestimmungen über 
die Zuständigkeit der Behörden sowie Bußgeld- und 
Übergangsregelungen. 

Durch § 13 MPhG wurde das Bundesministerium für 
Gesundheit (BMG) ermächtigt, durch Rechtsverord- 
nung mit Zustimmung des Bundesrates die Mindest- 
anforderungen an die Ausbildungen, das Nähere 
über die staatlichen Prüfungen und über die Urkun- 
den für die Erlaubnis zur Führung der Berufsbezeich- 
nungen sowie über das Verfahren der Anerkennung 


5 



Drucksache 13/8285 


Deutscher Bundestag - 13 . Wahlperiode 


von Diplomen und Prüfungszeugnissen aus dem Eu- 
ropäischen Wirtschaftsraum (EWR) zu regeln. Von 
dieser Ermächtigung hat das BMG durch die Ausbil- 
dungs- und Prüfungsverordnung für Masseure und 
medizinische Bademeister (MB-APrV) vom 6. De- 
zember 1994 (BGBl. I S. 3770) sowie die Ausbü- 
dungs- und Prüfungsverordnung für Physiotherapeu- 
ten (PhysTh-APrV) vom 6. Dezember 1994 (BGBl. I S. 
3786), die beide am 21. Dezember 1994 in Kraft ge- 
treten sind, Gebrauch gemacht. 


III. Der Bericht der Bundesregierung - 
Vorgehensweise zur Sammlung 
der Erfahrungen 

Mit Schreiben vom 12. November 1996 hatte sich das 
BMG an die anderen Bundesressorts, die obersten 
Landesgesundheitsbehörden, die obersten Kultusbe- 
hörden Bayerns, Brandenburgs, Mecklenburg- Vor- 
pommerns, Niedersachsens, Sachsens, Sachsen-An- 
halts und Thüringens sowie an ausgewählte Verbän- 
de gewandt und diese anhand eines Fragenkatalogs 
um Stellungnahmen zu den Erfahrungen mit dem 
MPhG gebeten. 

Daraufhin sind Stellungnahmen der zuständigen 
obersten Landesbehörden aus allen Ländern mit 
Ausnahme Hamburgs eingegangen. 

Von den angeschriebenen Verbänden haben Stel- 
lungnahmen zum Bericht abgegeben: 

- Arbeitsgemeinschaft Leitender Lehrkräfte an 
Schulen für Physiotherapie Deutschlands (AGLL) 

- Arbeitsgemeinschaft der Lehrkräfte an den Be- 
ruf sfachschulen für Physiotherapie e. V. (AGLP) 

- Arbeitsgemeinschaft Deutscher Lymphdrainage- 
Schulen 

- Arbeitskreis privater Physiotherapie-Schulen 

- Berufsverband der Ärzte für Orthopädie - Sektion 
Physikalische Medizin und Rehabilitation 

- Bundesärztekammer 

- Bundesschülersprechergremium der Physiothera- 
peuten - BSSG 

- Bundesverband selbständiger Physiotherapeutln- 
nen-IFKe.V. 

- Bundesverband VDB-Physiotherapieverband e. V. 

- Deutsche Krankenhausgesellschaft 

- Deutscher Verband für Physiotherapie - Zentral- 
verband der Physiotherapeuten/Krankengymna- 
sten (ZVK)e.V. 

- Kassenärztliche Bundesvereinigung 

- Kneipp-Bund e.V. 

- Ständige Konferenz der Leitenden Ärzte oder 
Ärztlichen Vertreter der Lehranstalten für Physio- 
therapie 

- Verband Physikalische Therapie - Vereinigung für 
die physiotherapeutischen Berufe (VPT) e. V. 

- Verein von freien Trägem von Physiotherapieschu- 
len e.V. 


Länder und Verbände bringen in ihren Stellungnah- 
men übereinstimmend zum Ausdruck, daß in Anbe- 
tracht der noch kurzen Erfahmngszeit mit dem Ge- 
setz lediglich erste Erfahrungen bei der Durchfüh- 
rung des MPhG mitgeteilt werden können. 

In der Ausbildung zum Masseur und medizinischen 
Bademeister hat bisher erst ein Prüfungsjahrgang 
den zweijährigen Lehrgang mit der staatlichen Prü- 
fung abgeschlossen. Die ersten Teilnehmer an der 
dreijährigen Regelausbildung zum Physiotherapeu- 
ten nach dem neuen Recht befinden sich noch in der 
Ausbildung. Mit ersten Prüfungsergebnissen ist erst 
im Herbst 1997 zu rechnen. 

Zur Inanspruchnahme der in § 12 Abs. 1 MPhG für 
Masseure und medizinische Bademeister mit einer 
Ausbildung nach altem Recht vorgesehenen Mög- 
lichkeit, sich zum Physiotherapeuten weiterzuqualifi- 
zieren, liegen hingegen in den Ländern bereits Er- 
fahrungen vor. 

Die nachfolgenden Ausfühmngen stellen eine Zu- 
sammenfassung der eingegangenen Stellungnah- 
men dar. 


IV. Die Erfahrungen mit dem Masseur- 
und Physiotherapeutengesetz - 
Zusammenfassung der Stellungnahmen 

1 . Erste Erfahrungen mit den neuen 

Strukturen der Ausbildungen zum Masseur 
und medizinischen Bademeister 
und zum Physiotherapeuten 

1.1 Auswirkungen und Probleme 

bei den Schulen während der Umstellung 
auf die neuen Erfordernisse der Ausbildungen 

1.1.1 zum Masseur und medizinischen Bademeister 

Durch § 4 Abs. 1 und 2 MPhG wurde der bis dahin 
einjährige Lehrgang in der Massage umgestaltet. 
Seine Dauer hat sich im Gegensatz zum alten MBKG 
verdoppelt, während im Gegenzug die praktische 
Tätigkeit von einem bzw. eineinhalb Jahren auf 
6 Monate reduziert wurde (§ 4 Abs. 3). 

Von den Ländern und den Verbänden wird diese 
Umstellung der Ausbildungsstruktur begrüßt, da sie 
eine deutliche Qualitätsverbesserung der Ausbil- 
dung ermögliche. Die intensivere theoretische Aus- 
bildung durch die Vertiefung der bisherigen Fächer 
und die Einbeziehung neuer Fächer mache die Aus- 
büdung fundierter und verhelfe den Masseuren und 
medizinischen Bademeistern zu einem umfangrei- 
cheren Fachwissen. Hierdurch werde auch der Über- 
gang in die Ausbüdung zum Physiotherapeuten er- 
leichtert. Auch die erweiterte und durch Lehrkräfte 
betreute praktische Ausbildung trage dazu bei, daß 
die Schüler zu einem sicheren Umgang mit bzw. am 
Patienten befähigt werden. 

Obwohl die auf 6 Monate reduzierte praktische 
Tätigkeit fachlich als ausreichend angesehen wird, 
führte sie jedoch in einigen Ländern zu organisatori- 
schen Problemen bei der Bereitstellung von Prakti- 
kantenplätzen. Da viele Schulen nur einmal im Jahr 
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mit der Ausbildung beginnen, können offene Prakti- 
kumsplätze jeweils nur für ein halbes Jahr besetzt 
werden. Aus den Ländern Bayern, Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern und Rheinland-Pfalz 
wird berichtet, daß als Konsequenz einige Ausbil- 
dungsbetriebe diese Plätze streichen und sie statt 
dessen mit Voll- oder Halbtagskräften besetzt hätten. 
Nordrhein-Westfalen berichtet als Folge der Umstel- 
lung von einem starken Rückgang des Stellenange- 
bots bei den Anerkennungspraktika. Die dadurch 
entstehenden Kapazitäten würden von Schülern in 
der praktischen Ausbüdung ausgefüllt, die den Vor- 
teil böten, kostenfrei zu arbeiten und eine kontinuier- 
liche Stellenbesetzung ermöglichten. 

Hinsichtlich der Umstellung auf die neue Ausbü- 
dungsstruktur sind größere Probleme nicht zu erken- 
nen. Die Schulleitungen mußten jedoch einen erheb- 
lichen zusätzlichen Arbeitsaufwand betreiben, um 
die personellen und räumlichen Voraussetzungen für 
die Verdoppelung der Lehrgangsdauer zu schaffen. 
So mußten beispielsweise neue Lehrkräfte für neue 
Fächer eingestellt oder vorhandene Lehrkräfte für 
die erweiterten inhaltlichen AusbÜdungsanforderun- 
gen qualifiziert werden. Anfängliche Probleme gab 
es auch bei der Aufgliederung der Unterrichtsinhalte 
auf die erhöhten Stundenzahlen. Einige Schulen be- 
richten über Schwierigkeiten bei der Gewinnung zu- 
sätzlicher Ausbüdungsplätze für die praktische Aus- 
büdung. Die vorgenannten Probleme konnten jedoch 
weitgehend gelöst werden und sind daher mittler- 
weüe als behoben anzusehen. 


1.1.2 zum Physiotherapeuten 

Durch § 9 MPhG wurde die Ausbüdung zum Physio- 
therapeuten umgestaltet. Ansteüe eines zweijährigen 
bereits mit der staatlichen Prüfung abschließenden 
Lehrgangs und einer anschließenden vom Lehrgang 
losgelösten einjährigen praktischen Tätigkeit wurde 
ein dreijähriger Lehrgang geschaffen, der mit der 
staatlichen Prüfung abschließt und in den die prak- 
tische Tätigkeit in Form einer praktischen Ausbü- 
dung integriert ist. 

Mit der Integration der praktischen Tätigkeit in den 
dreijährigen Lehrgang war für die Physiotherapeu- 
tenschulen in den alten Ländern eine Umsteüung der 
Ausbüdung verbunden. In den neuen Ländern wur- 
de bereits bis zum Inkrafttreten des MPhG auf Grund 
vorübergehend fortgeltenden DDR-Rechtes eine 
dreijährige Physiotherapeutenausbüdung mit inte- 
grierter praktischer Ausbüdung durchgeführt. 

Aus fachlicher Sicht wird die integrierte Ausbüdung 
von den Ländern und Verbänden uneingeschränkt 
begrüßt, da sie wesentlich zur Verbesserung der Aus- 
büdungsqualität beitrage. Die länger und gezielter 
von qualifizierten Lehrkräften betreute praktische 
Ausbüdung ermögliche eine verbesserte Umsetzung 
der im Unterricht erworbenen Kenntnisse, Fähigkei- 
ten und Fertigkeiten in die Praxis und damit eine 
gründlichere und gezieltere Vorbereitung auf die 
spätere Berufstätigkeit. 

Während der UmsteUungsphasen hätten den Schu- 
len die Erstehung neuer Lehrpläne, die Fortbüdung 


der Lehrkräfte und die neue Stundenplanorganisa- 
tion zusätzlichen Arbeitsaufwand bereitet. Weiterhin 
seien für den dreijährigen Schulbetrieb zusätzliches 
Lehrpersonal und vermehrte Raumanforderungen er- 
forderlich geworden. Für die praktische Ausbüdung 
hätten Plätze bereitgesteUt werden müssen. Für eini- 
ge Schulen erwies es sich als schwierig, für die neuen 
Fächer geeignete Lehrkräfte mit Unterrichts- und 
Prüfungserfahrungen zu finden. 

Einzelne Schulen aus Baden-Württemberg, Bayern, 
Berlin, Hessen, Nordrhein- Westfalen sowie die Ver- 
bände berichten über Probleme, geeignete Stehen - 
auch mit fachkompetenter Betreuung - für die prakti- 
sche Ausbüdung insbesondere in den Fachgebieten 
Pädiatrie, Gynäkologie, Psychiatrie, Neurologie zu 
finden. In Baden-Württemberg müßten Schüler auf 
Grund der Knappheit solcher Stehen weite Anfahrts- 
wege in Kauf nehmen. 

Die DKG berichtet, daß es vereinzelt immer noch 
Schulen gebe, die Schwierigkeiten mit der Übernah- 
me der Verantwortung für die praktische Ausbüdung 
hätten. Soweit es sich um Schulen handele, die mit 
einem Krankenhaus verbunden sind, seien diese Pro- 
bleme nach der Übergangsphase überwunden. Auf 
Grund des in der Übergangsphase erforderlichen 
vermehrten Einsatzes der Lehrkräfte hätten die Aus- 
büdungskapazitäten überah reduziert werden müs- 
sen, weü derzeit eine Refinanzierung der zusätzlich 
benötigten Stehen für Lehrkräfte über das Kranken- 
hausbudget nicht mögüch sei. In Krankengymnastik- 
schulen mit Schulgeld habe daher das Schulgeld an- 
gehoben werden müssen. 

Insgesamt besteht jedoch der Eindruck, daß die mei- 
sten der anfänglichen Probleme inzwischen gelöst 
werden konnten. 


1.2 Einführung der Ausbildung zum Masseur 
und medizinischen Bademeister 
in den neuen Ländern 

Durch das MPhG wurde die Ausbüdung zum Mas- 
seur und medizinischen Bademeister erstmals in den 
neuen Ländern eingeführt. 

Die Akzeptanz dieser Ausbüdung wird insgesamt als 
gut bezeichnet. Besonderes Interesse besteht für eine 
Umschulung in den Beruf. In Sachsen (9 Schulen) 
wird bei der Erstausbüdung nur mäßiges Interesse 
festgesteht. Mecklenburg- Vorpommern berichtet von 
einer hohen Akzeptanz des Ausbüdungsganges an 
den dortigen 9 Schulen. In Sachsen-Anhalt über- 
steigt die Nachfrage das Angebot der einzigen vor- 
handenen Schule. In Berlin (3 Schulen) zeigt sich 
eine große Nachfrage durch Bewerbungen von Schü- 
lern aus dem Umland. Thüringen (3 Schulen) berich- 
tet, daß die Ausbüdung zwar gut angenommen wer- 
de, bei der Ansteüung jedoch Physiotherapeuten den 
Masseuren und medizinischen Bademeistern vorge- 
zogen würden, weü sie ein breiteres Tätigkeitsfeld 
abdecken könnten. Von Brandenburg (4 Schulen) 
wird die Ausbüdung nach anfänglich hoher Akzep- 
tanz auf Grund der Sparmaßnahmen im Gesund- 
heitswesen derzeit kritischer beurteüt. Dort wird vor- 
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geschlagen, künftig beide Berufe zu einem Einheits- 
beruf zusammenzuführen. 

Als Besonderheit der neuen Ausbüdung zum Mas- 
seur und medizinischen Bademeister wird die sich an 
den Lehrgang anschließende praktische Tätigkeit 
angesehen. Diese wird teilweise von den Schülern 
als belastend empfunden, weil sie sich selbst um ei- 
nen Praktikumsplatz kümmern müssen. Von Berlin 
wird festgestellt, daß die an die Praktikanten wäh- 
rend der praktischen Tätigkeit gestellten Anforde- 
rungen sehr hoch seien, weü sie auf Grund bisher 
nicht ausgebildeter Masseure und medizinischer Ba- 
demeister fast ausschließlich mit Physiotherapeuten 
arbeiten müßten. 

Auch das Prüfungssystem, das im Vergleich zu den 
in der ehemaligen DDR üblichen Teilprüfungen nur 
eine staatliche Prüfung am Ende des Lehrgangs vor- 
sieht, stellt eine weitere Besonderheit in den neuen 
Ländern dar. Erkenntnisse hegen jedoch nur bei den 
ersten abgeschlossenen Ausbüdungen zum Masseur 
und medizinischen Bademeister vor (vgl. auch 1.3). 

1.3 Akzeptanz der neuen Ausbildungen 
bei den Schülern 

Da wegen des noch kurzen Geltungszeitraums des 
Gesetzes noch keine hinreichenden Erfahrungen vor- 
hegen, kann nur ein erster Eindruck wiedergegeben 
werden. In der Ausbildung zum Masseur und medizi- 
nischen Bademeister ist erst ein Prüfungsjahrgang 
nach dem neuen Recht geprüft worden. 

Nach Aussagen der Länder und Verbände scheinen 
die Schülerinnen und Schüler generell mit der neuen 
Ausbildungsregelung sowohl hinsichtlich der Struk- 
tur als auch der Ausbüdungsinhalte zufrieden zu 
sein. 

Besonders positiv würden die neuen Inhalte, welche 
in angemessener Zeit vermittelbar sind, und die 
durch die erweiterte praktische Ausbildung im Kran- 
kenhaus bedingte Praxisnähe der Ausbildung ange- 
nommen. 

In Einzelfällen klagen Schüler über erhöhte Anforde- 
rungen (Bremen, Nordrhein-Westfalen, Schleswig- 
Holstein) bei der Prüfung, die als „zu umfangreich" 
und „zu schwer" empfunden wird (Sachsen). Des- 
halb setzt sich Mecklenburg- Vorpommern für eine 
Prüfung in zwei Teüabschnitten ein. Hessen kommt 
demgegenüber jedoch zu der Feststellung, daß die 
Ausbüdung zielgerichtet zur staatlichen Prüfung 
führe. Auch hinsichtlich des Verhältnisses von theore- 
tischen und praktischen Ausbüdungsanteüen gibt es 
gelegentlich unterschiedliche Auffassungen. Wäh- 
rend von Bayern, Rheinland-Pfalz und durch den 
VDB zuviel Theorie und zu wenige Praxisanteüe be- 
mängelt werden, vertritt Bremen die Auffassung, daß 
der theoretische gegenüber dem praktischen Unter- 
richt erhöht werden sollte. Vereinzelt wird von Schü- 
lern auch eine Diskrepanz zwischen guter Ausbü- 
dung und defizitären Praktikumsbedingungen be- 
richtet. 

Da in der neuen Physiotherapeutenausbüdung z. Z. 
noch kein Lehrgang abgeschlossen worden ist, kön- 


nen die Länder keine endgültige Aussage zur Zufrie- 
denheit der Schüler mit der neuen Ausbüdung tref- 
fen. Es scheint sich jedoch zu bestätigen, daß der in- 
tegrierten Ausbüdungsform gegenüber dem alten 
Recht der Vorzug gegeben wird. Nach Aussagen der 
AGLL äußern sich die Schüler positiv über die nun- 
mehr intensivierte praktische Ausbüdung am Patien- 
ten. In Einzelfäüen erwies sich jedoch die Bereit- 
steüung von Praktikantenplätzen im Fachgebiet 
Pädiatrie als schwierig, da der drastische Geburten- 
rückgang zu einer starken Reduzierung der Betten- 
zahl in der Pädiatrie geführt habe. 

Auch die weitere Auffächerung der Ausbüdung 
durch neue, dem aktueüen Wissensstand entspre- 
chende Unterrichtsfächer wie Angewandte Physik 
und Biomechanik, Psychologie, Bewegungslehre, 
Prävention und Rehabilitation sowie durch die Auf- 
nahme der medizinischen Fachgebiete Rheumatolo- 
gie, Geriatrie, Sportmedizin und Arbeitsmedizin wird 
aus fachlicher Sicht ebenso begrüßt wie die bessere 
Verteüung der Stunden auf die einzelnen Unter- 
richtsfächer. Es besteht der Eindruck, daß die Schüler 
grundsätzlich zufrieden sind. 

Lediglich in zwei Ländern (Mecklenburg- Vorpom- 
mern, Saarland) wünschen die Schüler ein zeitlich 
zweigeteütes Staatsexamen. 


1.4 Auswirkungen der neuen Strukturen 
auf die Kosten der Ausbildung 

Die Umstrukturierung der beiden Ausbüdungen 
führte zu einer Verlängerung des Lehrgangs um je- 
weüs ein Jahr sowie zur Verkürzung (Masseure) bzw. 
Abschaffung (Physiotherapeuten) der praktischen 
Tätigkeit. 

Nach den SteUungnahmen der Länder haben diese 
Veränderungen bei den Schulträgern - soweit die 
Ausbüdungskapazität nicht verringert wurde - zu 
personeUen und sächlichen Mehrkosten geführt. 

Schulen, die sich nicht in der Trägerschaft von Kran- 
kenhäusern befinden und damit auch nicht die Mög- 
lichkeit der Finanzierung der Ausbüdungskosten 
nach dem Krankenhausfinanzierungsgesetz (KHG) 
über den Pflegesatz haben, erheben Schulgeld. Die- 
ses liegt monatlich zwischen ca. 600 bis 900 DM. 
Durch die Verlängerung der Ausbüdungszeit ist län- 
ger Schulgeld zu entrichten. Niedersachsen berich- 
tet, daß auch Schulen, die nach dem KHG finanzie- 
ren, teüweise Schulgeld erheben, welches jedoch 
höchstens 200 DM ausmache. Nach Angabe der 
DKG haben Schulen an Krankenhäusern die Ausbü- 
dungskapazität aus Kostengründen bis um die Hälfte 
reduziert. 

Eine weitere vom Gesetzgeber vorhergesehene Ver- 
teuerung der Ausbüdung ergibt sich neben der län- 
geren Ausbüdungszeit durch die integrierte Ausbü- 
dung zum Physiotherapeuten. Dadurch entfäüt für 
die Schüler im dritten Jahr die Praktikantenvergü- 
tung für die praktische Tätigkeit; bei Masseuren und 
medizinischen Bademeistern ist die Praktikantenzeit 
von 18 auf 6 Monate verkürzt worden, entsprechend 
verringert sich die Praktikantenvergütung. 
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Eine Aussage darüber, ob von den Schülern auf 
Grund der Umstellung der Ausbildungen vermehrt 
BAföG in Anspruch genommen wird, ist leider nicht 
möglich, da für den Schultyp, an dem die Ausbildun- 
gen zu Masseuren und medizinischen Bademeistern 
und zu Physiotherapeuten stattfinden, keine Daten er- 
hoben werden. Nach Einschätzung der Mehrzahl der 
Schulen haben die Umstellungen jedoch zu keiner 
vermehrten Inanspruchnahme von BAföG geführt. 

Zu der Frage, ob sich bei den Krankenhäusern oder 
sonstigen Einrichtungen, in denen die praktische Tä- 
tigkeit abgeleistet wird, durch den Wegfall oder die 
Reduzierung der Praktikantenplätze und Praktikan- 
tenentgelte Ausgabenminderungen ergeben haben 
und inwieweit sich Auswirkungen hinsichtlich der 
Schaffung neuer Arbeitsplätze ergeben haben, kön- 
nen die Länder z.Z. noch keine Aussagen machen. 
Einige nehmen an, daß der Wegfall bzw. die Reduzie- 
rung von Praktikantenplätzen Ausgabenminderun- 
gen zur Folge hatten. Dem stehen Aussagen von 
Schulen gegenüber, daß im Verhältnis von 2 Prakti- 
kantenstellen ; 1 Vollstelle Praktikantenplätze in fe- 
ste Stellen umgewandelt worden seien. Dies habe zu 
keinen Ausgabenminderungen, eher zu zusätzlichen 
Kosten geführt. Vereinzelt wird auch von der ersatz- 
losen Streichung von Praktikantenstellen berichtet, 
häufig mit der Konsequenz, daß für die praktische 
Ausbildung nach neuem Recht keine Plätze mehr zur 
Verfügung stünden. Schleswig-Holstein verweist 
darauf, daß es teilweise noch Praktikanten gibt, die 
nach altem Recht ausgebildet würden. Auch soweit 
es durch den Wegfall von Praktikantenvergütungen 
zu Ausgabenminderungen komme, stünden dem 
mögliche Einnahmeminderungen wegen Einschrän- 
kung des Leistungsangebotes gegenüber, weil Prak- 
tikanten bereits eigenständig Leistungen in Praxen 
oder Krankenhäusern erbracht hätten. 


2. Erste Erfahrungen mit der staatlichen 
Prüfung von Masseuren und medizinischen 
Bademeistern 

In der Ausbildung zu Masseuren und medizinischen 
Bademeistern hat bereits der erste Prüfungsjahrgang 
nach dem neuen Recht die staatüche Prüfung abge- 
legt. Hierzu berichten die Länder, daß ihnen hinsicht- 
lich des Prüfungsablaufs und des Prüfungsverfahrens 
keine Probleme bekannt geworden seien. Auch die 
Berufsverbände (VPT, VDB) melden überwiegend 
gute Erfahrungen mit der Prüfung. Die durch nicht 
mehr ausgleichbare Fächergruppen schwieriger ge- 
wordene Prüfung wird positiv bewertet, weil sie eine 
höhere Qualifikation der Prüflinge gewährleiste. 
Brandenburg hält jedoch den Umfang des prakti- 
schen Teils der Prüfung für zu groß, weil er eine un- 
angemessen hohe Belastung für die Prüflinge dar- 
stelle. In Baden- Württemberg wird von einigen Prü- 
fungsvorsitzenden die vorgeschriebene 30minütige 
Höchstdauer der mündlichen Prüfung im Fach Ana- 
tomie wegen der angeblich nicht genügend vorhan- 
denen Stoffülle (Anatomie 240 Stunden!) als zu lang 
angesehen. 


Mit Ausnahme des Landes Niedersachsen, das hier- 
zu keine Angaben gemacht hat, sowie des Saarlan- 
des, wo es keine Massageschule gibt, wurden bisher 
insgesamt ca. 1100 Schüler zur staatlichen Prüfung 
zugelassen. Da die Prüfungen noch nicht in allen 
Ländern abgeschlossen sind bzw. noch Nach- und 
Wiederholungsprüfungen ausstehen, ist nur eine 
durchschnittliche prozentuale Angabe über das Ab- 
schneiden der Prüflinge möglich. Im Durchschnitt 
haben nach den vorhegenden Angaben der Länder 
83% der Prüflinge die Prüfungen bestanden, wobei 
die Angaben zwischen 73 % in Sachsen und 93 % in 
Sachsen- Anhalt schwanken. 


3. Vorläufige Entwicklung des Angebotes 
an Ausbildungsplätzen nach Inkrafttreten 
des MPhG 

Mangels amtlicher Statistiken wurden die obersten 
Landesbehörden nach der Anzahl der Massageschu- 
len, der Anzahl der Schulen für Physiotherapeuten 
und der jeweiligen Anzahl der Schüler befragt (vgl. 
Anlage). 

Danach gibt es nach dem Stand 1. Januar 1997 in 
Deutschland insgesamt 82 Massageschulen, wovon 
sich 67 Schulen (82%) in privater Trägerschaft befin- 
den, sowie 216 Schulen für Physiotherapeuten, da- 
von 170 (79%) in privater Trägerschaft. An diesen 
Schulen befanden sich zum o. g. Zeitpunkt in der 
Ausbüdung zum Masseur und medizinischen Bade- 
meister 3 261, in der Ausbildung zum Physiothera- 
peuten 19 293 Personen. Der Anteil an weiblichen 
Schülern beträgt in der Massageausbildung 62%, in 
der Physiotherapeutenausbildung 72 %. 

Nach Informationen des Berufsverbandes ZVK zur 
Anzahl der Physiotherapeutenschulen am 1. Januar 
1996 kann für den Zeitraum bis 1. Januar 1997 ein 
Anstieg von 155 auf 216 Schulen festgestellt werden. 

Länder und Verbände berichten, daß sich das Ange- 
bot der Schulen an Ausbildungsplätzen nach Inkraft- 
treten des Gesetzes unterschiedlich entwickelt hat. 
Danach haben einige Schulen die Zahl der Ausbil- 
dungsplätze reduziert, andere erweitert. Der Abbau 
war vorrangig durch räumliche und personelle Pro- 
bleme bzw. rückläufige Patientenzahlen bedingt. Ins- 
gesamt hat sich jedoch das Angebot an Ausbildungs- 
plätzen durch die Eröffnung zahlreicher neuer Schu- 
len stark erhöht. 

In den neuen Ländern ist das erhöhte Angebot an 
Ausbildungsplätzen auf die freien Schulen zurückzu- 
führen. In Brandenburg und Mecklenburg- Vorpom- 
mern wird der Zuwachs an Ausbildungsplätzen mit 
der hohen Zahl von Umschulungen begründet. So 
bieten nur 3 der 7 Physiotherapeutenschulen in Bran- 
denburg Erstausbildungen an. 

Insbesondere die Gründung neuer Physiotherapeu- 
tenschulen im gesamten Bundesgebiet führte zu 
einer erheblichen Zunahme an Ausbildungsplätzen. 
Allein in Baden-Württemberg ist es zu 9 Schulgrün- 
dungen mit 524 Plätzen gekommen. 
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Beim Angebot an Ausbildungsplätzen in der Mas- 
sage hingegen berichten einige Länder über rück- 
läufige Entwicklungen (Berlin, Bremen, Hessen, 
Schleswig-Holstein). In Berlin „ruhen" beispiels- 
weise 240 Plätze an den 3 vorhandenen privaten 
Schulen. An einer Schule sollen die Plätze im Laufe 
der Zeit für Physiotherapeuten umgewidmet werden. 

Die Veränderungen bei den Bewerberzahlen, insbe- 
sondere der Rückgang in der Massage, hängen nach 
Ansicht der Länder mit den generellen Veränderun- 
gen im Gesundheitswesen, weniger mit den neuen 
Ausbildungsstrukturen zusammen. In Niedersachsen 
und Schleswig-Holstein wird schon seit Jahren ein 
Rückgang der Bewerberzahlen in der Massage fest- 
gestellt. Auch in Baden-Württemberg, Bremen, 
Nordrhein -Westfalen, Rheinland- Pfalz und Sachsen 
sind die Bewerberzahlen rückläufig. Die anfänglich 
in Bayern noch größeren Bewerberzahlen sind inzwi- 
schen ebenfalls zurückgegangen. In Hessen, Meck- 
lenburg-Vorpommern und Thüringen sind keine 
nennenswerten Auswirkungen erkennbar. Nur in 
Sachsen-Anhalt an der dortigen einzigen (öffent- 
lichen) Schule und an 2 KHG -finanzierten Schulen in 
Berlin sind steigende Bewerberzahlen für die Ausbil- 
dung zum Masseur und medizinischen Bademeister 
zu verzeichnen. 

Für die Physiotherapeutenausbildung werden von 
den Ländern gleichbleibende (Berlin, Hessen) bzw. 
zunehmende Bewerberzahlen gemeldet. In Bayern 
verzeichnen die privaten Schulen einen Rückgang, 
während bei den übrigen Schulen die Bewerberzah- 
len die Ausbildungsplätze erheblich übersteigen. Ba- 
den-Württemberg meldet ebenfalls einen Anstieg 
der Bewerberzahlen, wobei nach anfänglicher star- 
ker Nachfrage, die mit einer Welle von Schulgrün- 
dungen einhergegangen sei, mittlerweile ein Rück- 
gang einsetze. Derzeit seien die Ausbildungskapazi- 
täten der Schulen jedoch noch voll ausgelastet. 


4. Erste Erfahrungen bei der Durchführung 
der verkürzten Ausbildungen von Masseuren 
und medizinischen Bademeistern zu 
Physiotherapeuten nach § 12 Abs. 1 MPhG 

4.1 Zur Entwicklung der Angebote für verkürzte 
Ausbildungen an den Schulen und deren 
Inanspruchnahme durch Masseure 
und medizinische Bademeister 

Durch § 12 Abs. 1 MPhG wurde für Masseure und 
medizinische Bademeister eine im Vergleich zum 
MBKG wesentlich verbesserte Möglichkeit geschaf- 
fen, die Ausbildung zum Physiotherapeuten anzu- 
schließen. 

Von dieser Möglichkeit haben Masseure und medizi- 
nische Bademeister nach Inkrafttreten des Gesetzes 
regen Gebrauch gemacht. Insgesamt bieten minde- 
stens 55 Schulen die Möglichkeit zum „Durchstieg" 
an, davon z. B. in Niedersachsen 11 Schulen, in Ba- 
den-Württemberg und Rheinland-Pfalz je 8 Schulen, 
in Bayern 7 Schulen. Nur Brandenburg und Sachsen- 
Anhalt melden bisher noch keine Angebote der 
Schulen für verkürzte Ausbildungen. Die DKG führt 


dazu aus, daß sich Schulen an Krankenhäusern nicht 
an diesen Maßnahmen beteiligen könnten, weil de- 
ren personelle und räumliche Kapazitäten voll ausge- 
schöpft seien. 

Die Berufsverbände und einige Länder berichten, 
daß es nach einem steigenden Angebot an Durch- 
stiegsausbildungen in den Jahren 1994 und 1995 zu 
einer leicht rückläufigen Entwicklung gekommen 
sei. Sie führen diese darauf zurück, daß bei den Mas- 
seuren und medizinischen Bademeistern mit fünfjäh- 
riger Berufserfahrung in absehbarer Zeit der Bedarf 
an Nachqualifizierung abgedeckt sei. Schleswig-Hol- 
stein wird sein Angebot im Laufe des Jahres 1997 
einstellen, auch im Saarland besteht kein Bedarf für 
weitere Lehrgänge. Vereinzelt wurden auch andere 
Gründe für das zurückgehende Angebot der Schulen 
angegeben. 

So verfügen die Schulen in Hessen auf Grund der 
längeren Physiotherapeutenausbildung über nicht 
genügende Kapazitäten. In Niedersachsen (11 Schu- 
len mit Durchstiegsangebot) haben die Schulen zum 
Teil erhebliche Probleme mit den Ergänzungslehr- 
gängen, da nach deren Einschätzung die fachliche 
Vorbildung der Masseure und medizinischen Bade- 
meister nach altem Recht häufig zu niedrig sei. Des- 
halb würden in einigen Bezirken Schulen keine der- 
artigen Lehrgänge mehr an bieten; eine weitere Ver- 
ringerung dieses Angebotes zeichne sich ab. 

Auf Grund der besonderen Situation in den neuen 
Ländern bei der Ausbildung von Masseuren und me- 
dizinischen Bademeistern berichtet Thüringen über 
eine geringe Nachfrage an der einzigen Schule. 
Demgegenüber sind in Sachsen zu der bereits be- 
stehenden noch 2 weitere Schulen für 1997 geplant, 
welche Durchstiegsausbildungen vorsehen. Die 
Nachfrage scheint dort deshalb größer zu sein, weil 
179 Masseure von der Möglichkeit nach § 16 Abs. 3 
MPhG Gebrauch machten, die Berufsbezeichnung 
„Masseur und medizinischer Bademeister" zu erwer- 
ben. 

Da nicht von allen Ländern genaue Zahlenangaben 
vorliegen, ist die Zahl der Masseure und medizini- 
schen Bademeister, die bisher das Angebot der ver- 
kürzten Ausbildung genutzt haben, unvollständig. 
Nach den vorliegenden Informationen haben minde- 
stens 2 440 Masseure und medizinische Bademeister 
von der Möglichkeit einer verkürzten Ausbildung 
zum Physiotherapeuten Gebrauch gemacht, davon in 
Bayern 550, in zwei Regierungsbezirken (Tübingen 
und Freiburg) Baden-Württembergs ebenfalls 550. 
Für die weiteren Regierungsbezirke Baden-Württem- 
bergs sowie für Nordrhein -Westfalen liegen keine 
Zahlen vor. 


4.2 Zu den weiteren in § 12 Abs. 1 vorgesehenen 
Erleichterungen bei der verkürzten Ausbildung 
zum Physiotherapeuten 

§ 12 Abs. 1 MPhG sieht eine Vielzahl von Möglich- 
keiten für Masseure und medizinische Bademeister 
vor, sich zum Physiotherapeuten zu qualifizieren. So 
können Masseure und medizinische Bademeister mit 
einer Ausbildung nach neuem Recht (§ 12 Abs. 1 
Satz 1) und Masseure und medizinische Bademeister 
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mit einer Ausbildung nach altem Recht, die noch 
keine fünfjährige Berufstätigkeit nachweisen können 
(§12 Abs. 1 Satz 2), einen Ergänzungslehrgang von 
18 Monaten absolvieren. Für Masseure und medizini- 
sche Bademeister mit einer mindestens fünfjährigen 
Tätigkeit im Beruf (§ 12 Abs. 1 Satz 3) besteht die 
Möglichkeit eines 12monatigen Ergänzungslehr- 
gangs, welcher durch anrechenbare Fort- und 
Weiterbüdungen (§12 Abs. 1 Satz 4) noch um bis zu 
350 Stunden (höchstens 3 Monate) verkürzt werden 
kann. 

Diese Vielzahl von Möglichkeiten für Masseure und 
medizinische Bademeister, sich zum Physiotherapeu- 
ten zu qualifizieren, wurde nach den Stellungnah- 
men der Länder unterschiedüch genutzt. 

Für die 18monatige Zusatz ausbildung für Masseure 
und medizinische Bademeister, welche den zweijäh- 
rigen Lehrgang nach dem MPhG durchlaufen haben, 
war bisher eher geringes Interesse festzustellen. Die 
Mehrzahl der Länder konnte hierzu keine Angaben 
machen oder gab fehlende Nachfrage an. Sicherüch 
ist der Zeitpunkt noch verfrüht, um eine klare Aussa- 
ge treffen zu können, da nur wenige Schüler bisher 
nach dem neuen Gesetz ausgebüdet wurden. 

Das Interesse konzentrierte sich fast ausschließlich 
auf die Nachqualifizierung der nach altem Recht aus- 
gebildeten Masseure und medizinischen Bademei- 
ster. Hierzu hegen keine exakten Angaben aus den 
Ländern vor. In der Tendenz läßt sich jedoch feststel- 
len, daß das größte Interesse bei der Gruppe der 
Masseure und medizinischen Bademeister besteht, 
die bereits über eine mindestens fünfjährige Berufs- 
tätigkeit verfügen und deshalb nur einen 12monati- 
gen Lehrgang (1 400 Stunden) zu durchlaufen haben. 
Dies wird auch durch eine Umfrage des ZVK im Jah- 
re 1996 bei den Schulen bestätigt, wonach von 
32 Lehrgängen nur 3 Lehrgänge mit 18monatiger 
Dauer für Masseure und medizinische Bademeister, 
die noch keine fünfjährige Berufstätigkeit nachwei- 
sen konnten, angeboten wurden. 

4.2.1 Zur Möglichkeit der weiteren 

Ausbildungsverkürzung durch anrechenbare 
Fort- und Weiterbildungen 

Von der Möglichkeit der über die 12monatige Ausbil- 
dung hinausgehenden weiteren Ausbildungsverkür- 
zung durch anrechenbare Fort- und Weiterbüdungen 
wurde nur in seltenen Fähen Gebrauch gemacht. 
Nach Angaben des VPT haben nur 2 Schulen (Fell- 
bach- Schmiden und Ulm) diese Möglichkeit angebo- 
ten, welche von 330 Teilnehmern genutzt wurde. Von 
den Ländern gibt lediglich Baden-Württemberg, dem 
jedoch keine vohständigen Angaben aus den Regie- 
rungsbezirken vorliegen, dazu an, daß die Mehrzahl 
der 21 Absolventen im Regierungsbezirk Stuttgart 
eine Nachqualifizierung unter Anrechnung von Fort- 
und Weiterbüdungen nach § 12 Abs. 1 Satz 4 MPhG 
absolviert haben. 

Zur Bereitschaft der Schulen, Bewerber aufzuneh- 
men, die weniger als 12 Monate Ausbüdung ablei- 
sten müssen, sowie zur Handhabung der Anträge 
von Interessenten durch die zuständigen Behörden 
berichten die Länder: 


In Baden- Württemberg haben die Regierungspräsi- 
dien in Zusammenarbeit mit den Massage- und Phy- 
siotherapieverbänden einen Katalog von anrechenba- 
ren Fort- und Weiterbüdungen erarbeitet. Auf dieser 
Grundlage werden die entsprechenden Anträge ge- 
prüft. Dabei werden auch Empfehlungen der Schulen 
berücksichtigt, bei denen der Durchstieg absolviert 
werden soü. Die Bewerber werden durch Vorberei- 
tungskurse auf einen möglichst gleichen Ausbü- 
dungsstand gebracht; eine Integration in bereits lau- 
fende Kurse findet nicht statt. Die Anforderungen an 
die Schüler sind sehr hoch, vor allem im theoretischen 
Bereich. Die weitere Verkürzung der Ausbüdung 
nach § 12 Abs. 1 Satz 4 bewegt sich in einer Größen- 
ordnung von ca. 250 Stunden anrechenbarer Fort- 
und Weiterbüdungen (möglich sind bis zu 350 Stun- 
den) . Die Erfahrungen der Schulen mit den sogenann- 
ten Durchsteigem sind bisher mehrheitlich positiv. 

Auch in Bayern hat die oberste Landesgesundheits- 
behörde gemeinsam mit den Landesverbänden des 
ZVK und des VPT einen Vorschlag zur Anrechnung 
erarbeitet und den zuständigen Bezirksregierungen 
zur Verfügung gesteht. Die Schulen lassen jedoch 
bisher keine Bereitschaft erkennen, solche Lehr- 
gänge anzubieten. 

In Hessen müssen die Antragsteüer die entsprechen- 
den Weiterbüdungsnachweise über die Schule, wel- 
che eine Steüungnahme dazu abgibt, bei der zustän- 
digen Behörde vorlegen. Es wurde nach Prüfung der 
Anträge jeweüs nur eine weitere Anrechnung auf 
einzelne Fächer genehmigt. Nachdem in einem er- 
sten Lehrgang Weiterbüdungen auf die Ausbüdung 
in der Physiotherapie angerechnet worden sind, wur- 
de bei der Durchfühmng der Ausbüdung in der 
Schule fest gesteht, daß ausnahmslos ahe Schüler die 
komplette 12monatige Ausbüdung mit aüen Unter- 
richtsstunden absolvieren woüten. Begründet wurde 
dies von den Teünehmem mit der Möglichkeit der 
Wiederholung des Unterrichtsstoffes (z. B. Manuelle 
Therapie) und der Vorbereitung und Einstellung auf 
die Prüfung und den Prüfer. Wegen dieser Erfahrun- 
gen hat sich die Schule entschlossen, nur noch kom- 
plette 12monatige Lehrgänge anzubieten; sie ist 
nicht bereit, eine weitere Verkürzung der Ausbil- 
dung zu unterstützen. 

In Berlin sind zwar 2 Anträge auf Anrechnung von 
Fort- und Weiterbüdungen positiv entschieden wor- 
den, jedoch war keine Schule bereit, einen solchen 
Aus büdungs gang anzubieten. 

Über fehlende Bereitschaft der Schulen berichten 
ebenfaüs Niedersachsen und das Saarland, weü die 
fachüchen Voraussetzungen der nach altem Recht 
ausgebüdeten Masseure und medizinischen Bade- 
meister zu gering und die Belastungen für die Teil- 
nehmer bei einer Ausbüdungsdauer unter 18 Mona- 
ten außerordentlich groß seien, um den Anforderun- 
gen gerecht zu werden. Dies wird auch von einer 
Schule in Baden-Württemberg bestätigt, die auf 
Gmnd der erheblichen Lücken im Ausbüdungsstand 
bei Teilnehmern des 12monatigen Lehrgangs den 
Kurs um 200 zusätzliche Unterrichtsstunden erwei- 
tert hat. Diese Schule beabsichtigt außerdem, die 
Praktika der verkürzten Ausbüdungen zu verlän- 
gern. 
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4.2.2 Zu den Möglichkeiten der Ausbildung 
in Teilzeitform sowie der Absolvierung 
von Teilen des theoretischen Unterrichts 
in Form von Fernunterricht 

Zu den erleichternden Bedingungen für Masseure 
und medizinische Bademeister, die eine Nachqualifi- 
zierung zum Physiotherapeuten anstreben, gehören 
neben der Möglichkeit der Ausbildung in Teilzeit- 
form auch die Möglichkeit, bestimmte Teile des theo- 
retischen Unterrichts in Form von Fernunterricht ab- 
zuleisten. Dabei wurde besonders die Möglichkeit 
der berufsbegleitenden Nachqualifizierung begrüßt 
und gern angenommen, weil die Teilnehmer dadurch 
weiter in ihrem Beruf bleiben und ihren Arbeitsplatz 
erhalten konnten. Für viele selbständige Masseure 
und medizinischen Bademeister ist dies auch die ein- 
zige Möglichkeit, ihre Praxis weiterzuführen. Ob- 
wohl diese Form der Ausbildung den Teilnehmern 
wegen der Doppelbelastung sehr große Anstrengun- 
gen abverlangt, stieß sie auf großes Interesse. 

Teilzeitausbildungen werden in insgesamt 11 Län- 
dern angeboten. Keine Teilzeitangebote bestehen in 
Bremen und Thüringen, wo nur je eine Schule die 
verkürzte Ausbildung anbietet sowie in Brandenburg 
und Sachsen- Anhalt, wo nicht nach § 12 Abs. 1 
MPhG verkürzt ausgebildet wird. 

Von der Möglichkeit des Fernunterrichts wurde von 
den Schulen nur in seltenen Fällen Gebrauch ge- 
macht. Die Länder berichten, daß diese Form von 
den Schulen eher skeptisch beurteilt und daher nicht 
angeboten wird. Lediglich eine Schule in Mecklen- 
burg-Vorpommern und 2 in Baden-Württemberg bie- 
ten diese Form des Unterrichts an, wobei die vorge- 
sehenen Möglichkeiten für den Fernunterricht bisher 
nicht in allen Fällen voll genutzt worden sind. Meck- 
lenburg-Vorpommern plant für den nächsten Kurs 
eine noch weitere Absenkung der für den Fernunter- 
richt vorgesehenen Stunden. Nach Angaben des 
VPT sollen bisher 420 Teilnehmer an den Schulen in 
Fellbach-Schmiden und Ulm (Baden-Württemberg) 
Fernunterricht in Anspruch genommen haben. 

4.2.3 Zu ersten Ergebnissen der Ergänzungs- 
prüfungen und zur Inanspruchnahme 

der Möglichkeit des Ablegens der Prüfung 
in Teilabschnitten 

Konkrete Zahlen darüber, wie viele Teilnehmer an 
der Nachqualifizierung zum Physiotherapeuten bis- 
her die jeweilige Ergänzungsprüfung nach dem 
18monatigen bzw. 12monatigen Lehrgang abgelegt 
haben, konnten durch die Länder nicht ermittelt wer- 
den. Außerdem stehen ständig weitere Prüfungen 
an. 

Aus den Informationen der Länder ist jedoch zu 
schließen, daß die Mehrzahl der bisher abgelegten 
Ergänzungsprüfungen erfolgreich waren. Die durch- 
schnittliche Bestehensquote liegt danach schät- 
zungsweise bei 80 bis 85%. Darin einbezogen sind 
sowohl schlechte Ergebnisse in Niedersachsen, wo 
43% der Prüflinge nach einem 18monatigen Lehr- 
gang bzw. 30% der Prüflinge nach einem 12monati- 
gen Lehrgang die Prüfung nicht bestanden, als auch 
besonders erfolgreiche Prüfungsabschlüsse in Ba- 


den-Württemberg, Bayern und Hessen, wo ca. 90 % 
der Prüflinge die Prüfungen bestanden haben. Auch 
Nordrhein- Westfalen vermerkt „große bis sehr große 
Erfolge" bei den Ergänzungsprüfungen. 

Die Annahme, daß ca. 80 bis 85 % der Teilnehmer die 
Ergänzungsprüfungen bestehen, deckt sich auch mit 
dem Ergebnis einer Umfrage des ZVK bei den Schu- 
len im Jahre 1996. Danach hatten von 784 Lehr- 
gangsteilnehmern 708 an der Prüfung teilgenommen; 
76 Teilnehmer (9,7%) waren vorher ausgestiegen, 
630 Prüflinge haben die Prüfung bestanden; das sind 
80% der Lehrgangsteilnehmer bzw. 89% der Prü- 
fungsteilnehmer. 

Zu den erleichternden Durchstiegsbedingungen ge- 
hört für die Teilnehmer an der Ergänzungsprüfung 
auch die Möglichkeit des Ablegens der Prüfung in 
Teilabschnitten. Sie fand jedoch nur in 41 Fällen, ver- 
teilt auf 3 Länder, Anwendung. In Rheinland-Pfalz 
legten 35, in Sachsen 5 Prüflinge und in Bremen ein 
Prüfling die Ergänzungsprüfung in Teilabschnitten 
ab. Auch in Hessen beabsichtigt eine Schule, diese 
Möglichkeit bei der noch anstehenden Ergänzungs- 
prüfung anzubieten. Von den Schulen, die diese 
Form der Prüfung ermöglicht haben, wird ein hoher 
Verwaltungsaufwand angegeben. 

Aus diesem Grunde wird von Niedersachsen über 
eine rückläufige Bereitschaft der Prüfungsvorsitzen- 
den für diese Art der Prüfung berichtet. Auch in 
Bayern wird von den Schulen und den zuständigen 
Behörden auf Grund des erheblichen zusätzlichen 
Verwaltungsaufwandes die Möglichkeit der Zwei- 
teilung der Prüfung als praktisch kaum durchführbar 
angesehen. 

In Schleswig-Holstein scheiterte die Teilung der Er- 
gänzungsprüfung nicht nur am hohen Verwaltungs- 
aufwand. Da für die Regelausbildung Teilprüfungen 
nicht möglich sind, sollte im Prüfungsverfahren der 
Eindruck vermieden werden, daß es „zwei Klassen" 
von Physiotherapeuten gebe. Da für alle Teilnehmer 
gleiche Prüfungsbedingungen gelten sollen, werde 
diese Möglichkeit nicht angeboten. 

Im Vergleich zu einer komplex abgelegten Prüfung 
wurden im Hinblick auf den Prüfungserfolg von den 
durchführenden Schulen keine Unterschiede gese- 
hen. Nach Angaben der Verbände bevorzugen je- 
doch die Schüler die Prüfung in Teilabschnitten, weil 
die Prüfungsvorbereitung dadurch erleichtert werde. 


5. Erste Erfahrungen zu den Auswirkungen 
der im MPhG festgelegten Zugangsvoraus- 
setzungen für die Ausbildung zum Masseur 
und medizinischen Bademeister 
und zum Physiotherapeuten 

5.1 Zur Festlegung des Mindestalters 

Durch § 5 MPhG wurde das Mindestzugangsalter für 
die Ausbildung in der Massage auf 16 Jahre gesenkt. 
Durch § 10 MPhG wurde für die Physiotherapeuten- 
ausbildung erstmals ein Mindestzugangsalter von 
17 Jahren festgelegt. 
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Aus den Stellungnahmen der Länder geht hervor, 
daß die Absenkung des Mindestalters auf 16 Jahre 
für die Ausbildung zum Masseur und medizinischen 
Bademeister bislang insgesamt keinen wesentlichen 
Einfluß auf die Bewerberstruktur hatte. Vereinzelt 
werden bei den Schulen zwar jüngere Bewerber fest- 
gestellt, die meisten Schulen könnten jedoch keine 
besonderen Auswirkungen gegenüber früher erken- 
nen. 

Der Beruf sei - so heißt es - nach wie vor stark von 
Realschülern gefragt. Der Anteil der Bewerber zwi- 
schen 16 und 18 Jahren sei prozentual gering. Die 
DKG schätzt den Anteil unter 10%. In Bayern wird 
von den Schulen allgemein betont, daß „die Zulas- 
sung zum Gesundheitsfachberuf eine gewisse 
menschliche Reife voraussetzt, die bei 16jährigen 
Schülern offensichtlich noch fehlt. " Diese Auffassung 
wird auch vom VPT vertreten, der für ein Mindestzu- 
gangsalter von 18 Jahren in beiden physiotherapeuti- 
schen Berufen plädiert. 

Auch die Festlegung des Mindestzugangsalters von 
17 Jahren für Physiotherapeuten hat bisher keine 
nennenswerten Auswirkungen auf die Bewerber- 
struktur gezeigt. An den Schulen wurden nur verein- 
zelt jüngere Bewerber festgestellt. 

Die überwiegende Mehrzahl der Schüler ist volljäh- 
rig, hauptsächlich dadurch bedingt, daß die Ausbü- 
dung nach wie vor stark von Abiturienten gefragt sei. 
Niedersachsen berichtet, daß selbst guten Realschü- 
lern der Zugang zur Ausbüdung erschwert werde, 
weil diese im Einzelfall bis zu einem Jahr Wartezeit 
hätten. Von den Schulen werden unter dem Hinweis 
auf die beruflichen Anforderungen überwiegend Be- 
werber mit einem höheren schulischen Abschluß und 
somit auch mit einem höheren Alter auf genommen. 
Auch in Berlin haben die Bewerber mit langen Warte- 
zeiten an der freigemeinnützigen Schule zu rechnen. 
Das Durchschnittsalter für die Physiotherapeutenaus- 
büdung wird hier mit 20 bis 22 Jahre angegeben. 

Den Aussagen der Länder zufolge ist auch von der 
Ausnahmegenehmigung nach § 5 Satz 2 oder § 10 
Satz 2 MPhG bisher nur wenig Gebrauch gemacht 
worden. Danach können Bewerber zur Ausbüdung 
zugelassen werden, wenn sie in dem Jahr, in wel- 
chem die Ausbüdung begonnen wird, das 16. bzw. 
17. Lebensjahr voUenden und wenn zu erwarten ist, 
daß das Ausbüdungsziel hierdurch nicht gefährdet 
wird. Bei den Ausnahmegenehmigungen nach § 10 
Satz 2 konzentriert sich deren Inanspruchnahme 
hauptsächlich auf Thüringen (50 Bewerber), Sachsen 
(46 Bewerber) und Mecklenburg- Vorpommern (14 
Bewerber). In den anderen Ländern wurde von der 
Ausnahmegenehmigung entweder kein oder nur ver- 
einzelt Gebrauch gemacht. 

t 

5.2 Zur Festlegung der schulischen 
Voraussetzungen 

Nach § 5 Satz 1 Nr. 2 MPhG setzt der Zugang zur 
Ausbüdung in der Massage mindestens den Haupt- 
schulabschluß oder einen diesen Abschluß ersetzen- 
den schulischen oder beruflichen Abschluß voraus. 
Vergleichbares güt für die Ausbüdung zum Physio- 


therapeuten gemäß § 10 Satz 1 Nr. 2 MPhG, die den 
Realschulabschluß oder unter bestimmten Vorausset- 
zungen auch eine andere zehnjährige Schulbüdung 
erfordert. 

Hierzu berichten die Länder, daß sich hinsichtlich 
der Schulbüdung an der Zusammensetzung der Be- 
werber für die Ausbüdung zum Masseur und medizi- 
nischen Bademeister nichts geändert habe. Obwohl 
diese Ausbüdung Hauptschulabgängem die Mög- 
lichkeit eröffnet, einen angesehenen Gesundheits- 
fachberuf zu ergreifen, verfüge die überwiegende 
Mehrheit der Bewerber über einen höheren Schulab- 
schluß. 

Nach Angaben der Länder verfügen höchstens 34 % 
(Niedersachsen) der Schüler über einen Hauptschul- 
abschluß; in Mecklenburg -Vorpommern sind es nur 
4%. In der Mehrzahl bewerben sich Realschüler. Ihr 
Anteü liegt zwischen 50 % (Baden-Württemberg, 
Niedersachsen) und 88 % (Mecklenburg -Vorpom- 
mern). Nachgefragt wird diese Ausbüdung auch von 
Abiturienten. Ihr Anteü erreicht in Baden-Württem- 
berg und Berlin sogar 25 %. 

Auch in der Ausbüdung zum Physiotherapeuten ha- 
ben sich die schulischen Voraussetzungen der Be- 
werber nicht verändert. Nach wie vor bewerben sich 
verstärkt Abiturienten für diese Ausbüdung. Ihr An- 
teü wird von den Ländern im Durchschnitt mit min- 
destens 50 % beziffert; an einzelnen Schulen betrage 
der Anteü der Abiturienten sogar 90%. Der von den 
Verbänden behauptete Trend, daß sich zunehmend 
Abiturienten für die Physiotherapeutenausbüdung 
bewerben, wurde von den meisten Ländern bestätigt. 


6. Erste Erfahrungen bei der Anerkennung 
bzw. Anrechnung anderer im In- und Ausland 
absolvierter Ausbildungen 
auf die Ausbildungen nach dem MPhG 

Durch das MPhG wurden die aügemeinen Anerken- 
nungsrichtlinien 89/48/EWG und 92/51/EWG von 
1989 bzw. 1992 in deutsches Recht umgesetzt (§ 2 
Abs. 3 MPhG [vgl. Abschnitt II]). 

Nach Informationen der Länder wurde von der Mög- 
lichkeit der Anerkennung als Masseur und medizini- 
scher Bademeister oder Physiotherapeut durch Be- 
werber aus den EU- oder EWR-Staaten in 420 FäUen 
Gebrauch gemacht. Die Mehrzahl der Anträge bezog 
sich auf die Anerkennung als Physiotherapeut. Von 
den 380 Bewerbern entfielen auf Nordrhein- Westfa- 
len 131, Niedersachsen 76, Bayern 70 und Baden- 
Württemberg 45 Bewerber. Bis auf wenige Einzel- 
fäUe, in denen ein Anpassungspraktikum von 3 bis 
12 Monaten erforderlich war, konnten die Bewerber 
ohne weitere Auflagen anerkannt werden. 

Dies trifft gleichermaßen auf die 40 Bewerber zu, die 
eine Anerkennung als Masseur und medizinischer 
Bademeister anstreben. Hier entfielen auf Baden- 
Württemberg 15, Bayern 9, Niedersachsen 6 und 
Nordrhein-Westfalen 4 Anträge. Die sich in Bayern 
häufig bewerbenden österreichischen Heilmasseure 
und Heübademeister werden auf Grund ihrer nur 
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6 Monate umfassenden Ausbildung nicht aner- 
kannt. 

Weiterhin eröffnet § 2 Abs. 2 MPhG die Möglichkeit, 
außerhalb des Geltungsbereichs des Gesetzes und 
außerhalb der EU oder des EWR abgeschlossene 
Ausbildungen im Rahmen der Gleichwertigkeit aner- 
kennen zu lassen. 

Von dieser Möglichkeit wurde in mindestens 520 Fäl- 
len Gebrauch gemacht. Die Mehrzahl der Anträge 
wurden in Baden-Württemberg (174), Bayern (126) 
und Hessen (68) gestellt. 

Unmittelbare Anerkennungen als Masseur und me- 
dizinischer Bademeister oder als Physiotherapeut 
konnten wegen der fehlenden Gleichwertigkeit mit 
den deutschen Ausbildungen bis auf wenige Einzel- 
fälle (unter 10) nicht ausgesprochen werden. In eini- 
gen Fällen mußten Anträge wegen Kurzausbildun- 
gen, die nur ca. 3 Monate umfaßten, ab gelehnt wer- 
den. In der Regel waren stets Auflagen erforderlich, 
um die Anerkennung aussprechen zu können. Diese 
bestehen aus mehrmonatigen (zwischen 3 und 12 
Monaten) Anpassungspraktika, häufig mit einer ab- 
schließenden Beurteilung durch eine Fachkraft oder 
Kenntnisüberprüfung. Bei größeren Ausbildungsun- 
terschieden wurden den Antragstellern auch ver- 
kürzte Ausbildungen unter Anrechnung der im Aus- 
land absolvierten Ausbildung angeboten. 

§ 6 Abs. 2, § 12 Abs. 2 und 3 MPhG ermöglichen die 
Anrechnung anderer (im Inland) abgeschlossener 
Ausbildungen auf die Ausbildung zum Masseur und 
medizinischen Bademeister oder Physiotherapeuten. 
Hierzu berichten die Länder, daß diese Möglichkeit 
bisher nur in geringem Maße genutzt wurde. An- 
rechnungen auf die Ausbildung zum Masseur und 
medizinischen Bademeister wurden nur in seltenen 
Fällen vorgenommen. Von der in § 12 Abs. 2 MPhG 
vorgesehenen sechsmonatigen Ausbildungsverkür- 
zung für Tum- und Sportlehrer sowie für Gymnastik- 
lehrer haben in Rheinland-Pfalz 34 Personen Ge- 
brauch gemacht. In Baden- Württemberg wurde in 
30 Fällen die Ausbildung auf Grund des § 12 Abs. 2 
oder 3 verkürzt. Andere Länder berichten von Einzel- 
fällen einer Ausbildungsverkürzung sowohl bei 
Tum-, Sport- und Gymnastiklehrem nach § 12 Abs. 2 
als auch der Anrechnung anderer Ausbildungen im 
Umfang ihrer Gleichwertigkeit auf die Physiothera- 
peut enausbildung nach § 12 Abs. 3 MPhG. 

Von der Möglichkeit der Anrechnung einer außer- 
halb des Geltungsbereichs des Gesetzes abgeleiste- 
ten Tätigkeit auf die praktische Tätigkeit in der Mas- 
sage nach § 7 Abs. 4 MPhG wurde bisher nur in ei- 
nem Fall (Nordrhein-Westfalen) Gebrauch gemacht. 


7. Erfahrungen der Länder beim Übergang 
vom alten zum neuen Recht 

7.1 Zu den veränderten Anforderungen an die 
Schulen in der Physiotherapeutenausbildung 

Für eine Übergangszeit von einer Ausbildungsperi- 
ode dürfen nach § 17 Abs. 1 MPhG Schulen, die nicht 
in der Lage waren, die nach § 9 vorgeschriebene in- 


tegrierte Ausbildung zum Physiotherapeuten durch- 
zuführen, in der Form des alten Rechts (zweijähriger 
Lehrgang und einjährige praktische Tätigkeit) Phy- 
siotherapeuten ausbilden. Von dieser Möglichkeit 
wurde jedoch nur in 4 Ländern Gebrauch ge- 
macht. Es handelte sich um Schulen, welche un- 
mittelbar vor bzw. nach Inkrafttreten des MPhG am 
1. Juni 1994 mit der Ausbildung begonnen hatten. 
Diese Schulen haben danach alle auf das neue Recht 
umgestellt. 

Die Schulen hatten als neue Anforderung des Geset- 
zes vor allem die Integration der praktischen Tätig- 
keit in den Lehrgang zu bewältigen. Die Länder be- 
richten uneingeschränkt, daß keiner Schule wegen 
Nichterfüllung der neuen Anfordemngen die staatli- 
che Anerkennung - wie das Gesetz es in solchen Fäl- 
len vorsieht - entzogen werden mußte. In der Regel 
konnten die Schulen die gesetzlichen Vorgaben 
rechtzeitig erfüllen. 

In Baden- Württemberg ist 2 Schulen - jedoch aus an- 
deren Gründen - die staatliche Anerkennung entzo- 
gen worden; in Bayern hat eine Schule ihren Betrieb 
eingestellt. 

In Einzelfällen hat Baden- Württemberg für einen 
Übergangszeitraum die Auflage erteilt, jeweils ein 
Semester vor Beginn des neuen Lehrgangs einen 
Nachweis über die Plätze für die praktische Ausbil- 
dung vorzulegen. Auch in Niedersachsen haben die 
Schulen nachzuweisen, daß für die genehmigte Aus- 
bildungsplatzzahl ausreichende Plätze für die prakti- 
sche Ausbildung zur Verfügung stehen. Andernfalls 
wäre eine Verringerung der Ausbildungskapazität in 
Betracht zu ziehen. 


7.2 Zu den gesetzlich festgelegten Anforderungen 
an die praktische Tätigkeit in der Ausbildung 
zum Masseur und medizinischen Bademeister 

§ 7 Abs. 1 und 2 MPhG legen die Anforderungen an 
die praktische Tätigkeit sowie an die Einrichtungen 
fest, in denen die praktische Tätigkeit abgeleistet 
werden darf. Neben Krankenhäusern können auch 
vergleichbare Einrichtungen hierzu ermächtigt wer- 
den. 

Zur Frage der Ermächtigung vergleichbarer Einrich- 
tungen berichten die Länder, daß nur solche Einrich- 
tungen ermächtigt würden, welche die gesetzlich ge- 
forderten physiotherapeutischen Verfahren anbieten 
könnten. 

Am häufigsten wurden folgende Einrichtungen ge- 
nannt: 

- Rehabilitationskliniken, Reha-Zentren, ambulante 
Reha- Einrichtungen, 

- Kurbetriebe, Sanatorien, 

- größere Massagepraxen mit Hydrotherapieaus- 
stattung, 

- Gemeinschaftspraxen von Masseuren und medizi- 
nischen Bademeistern und Physiotherapeuten, 

- Medizinische Badeanstalten, wenn deren Praxis- 
größe, apparative und personelle Ausstattung so- 
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wie ihre Behandlungsarten mit Krankenhäusern 
vergleichbar sind, 

- Altenheime. 

In Nordrhein-Westfalen werden nur solche Einrich- 
tungen ermächtigt, die unter Verantwortung und An- 
leitung eines Arztes praktizieren. Entsprechend die- 
ser Regelung kommen neben Krankenhäusern im 
Grunde nur noch Rehabilitationsküniken in Betracht. 

Niedersachsen hat ebenfalls nähere Voraussetzun- 
gen für die Anerkennung von Einrichtungen zur An- 
nahme von Praktikanten festgelegt. 

Über Rücknahmen von Ermächtigungen, die nach 
dem alten MBKG ausgesprochen worden waren, be- 
richten Bayern, Berlin, Brandenburg, Hessen, Rhein- 
land-Pfalz und Sachsen. Hierbei handelt es sich 
hauptsächlich um Einrichtungen, die keine hydrothe- 
rapeutischen Verfahren, keine medizinischen Bäder 
bzw. keine hydroelektrischen Anwendungen oder 
Unterwasserdruckstrahlenmassage Vorhalten kön- 
nen. Dazu gehören auch nach altem Recht ermäch- 
tigte Massagepraxen (sogenannte „Trockenpraxen"). 
Rheinland-Pfalz berichtet von 28, Berlin von 20 Er- 
mächtigungsrücknahmen. In Schleswig-Holstein und 
Mecklenburg-Vorpommern laufen zur Zeit neue 
Überprüf ungsverfahren; Ermächtigungen wurden 
bisher nicht zurückgenommen. 

7.3 Zur Bereitschaft von Krankenhäusern und 
anderen Einrichtungen bei der Bereitstellung 
von Plätzen für die praktische Tätigkeit von 
Masseuren und medizinischen Bademeistern 
mit Ausbildung nach dem MPhG sowie von 
Krankengymnasten mit Ausbildung nach dem 
alten MBKG 

Die Mehrzahl der Länder schätzt, daß die Bereit- 
schaft von Krankenhäusern oder anderen Einrichtun- 
gen, Praktikanten zu beschäftigen, nach Inkrafttre- 
ten des MPhG eher gesunken ist. Diese Entwicklung 
wird jedoch nicht auf die geänderte Ausbildungs- 
struktur, sondern auf die Reform im Gesundheitswe- 
sen zurückgeführt. 

Schleswig-Holstein berichtet, daß die anfangs in 
Fachkreisen aus Unkenntnis verbreitete Annahme, 
durch das neue Berufsgesetz würden keine Prakti- 
kantenplätze mehr gebraucht, dazu geführt habe, 
daß insbesondere Krankengymnastikschüler, die ihre 
Ausbüdung nach altem Recht begonnen hatten, er- 
hebliche Probleme bei der Suche nach einem Prakti- 
kantenplatz gehabt hätten. 

Auch von der DKG wird die Bereitschaft von Kran- 
kenhäusern, Praktikanten zu beschäftigen, unter- 
schiedlich eingeschätzt. Die Bereitschaft von Kran- 
kenhäusern mit eigener Physiotherapeuten-Schule 
sei eher gesunken, während die von Krankenhäusern 
ohne Schule gleichbleibend sei. Nach Informationen 
des Berufsverbandes der Ärzte für Orthopädie seien 
dagegen Rehabüitationskliniken sehr an Praktikan- 
ten interessiert, da diese im Unterschied zu Schülern 
während der praktischen Ausbildung über einen län- 
geren Zeitraum zur Verfügung stehen und eine grö- 
ßere Arbeitsleistung erbrächten. 


Aus Brandenburg wird berichtet, daß ermächtigte 
Einrichtungen nicht bereit seien, Praktikantenvergü- 
tungen zu zahlen. In Rheinland-Pfalz bestehen An- 
gebote von Einrichtungen, Praktikanten ohne Ent- 
gelt zu beschäftigen. 


7.4 Übergangsfragen im Zusammenhang mit den im 
MPhG geschützten Berufsbezeichnungen 

Vor Inkrafttreten des MPhG wurde die Bezeichnung 
„Physiotherapeut" häufig von Masseuren und Mas- 
seuren und medizinischen Bademeistern in Zusam- 
menhang mit einer im Zuge einer Weiterbildung er- 
worbenen Qualifikation (z. B. „Sportphysiothera- 
peut' 1 ) geführt. Durch das MPhG wurde die Berufs- 
bezeichnung „Krankengymnast" durch die Berufs- 
bezeichnung „Physiotherapeut" ersetzt und gesetz- 
lich geschützt. Hierdurch wurden diese Masseure ge- 
zwungen, auf die frühere Zusatzbezeichnung zu ver- 
zichten. Ein Bußgeldverfahren nach § 15 MPhG wur- 
de nur in einem einzigen Fall eingeleitet. Dies dürfte 
auch darauf zurückzuführen sein, daß statt dem Füh- 
ren der Bezeichnung „Sportphysiotherapeut" das 
Führen der Fachgebietsbezeichnung „Sportphysio- 
therapie" durch Masseure sowie Masseure und me- 
dizinische Bademeister rechtlich bedenkenfrei ist. 

§ 16 Abs. 3 MPhG ermöglicht nach altem Recht, aus- 
gebildeten Masseuren die Berufsbezeichnung „Mas- 
seur und medizinischer Bademeister" zu erwerben. 
Voraussetzung hierfür ist der Nachweis einer minde- 
stens zwölfmonatigen Tätigkeit in einem medizini- 
schen Badebetrieb oder einer vergleichbaren Ein- 
richtung zur medizinischen Massage. Von dieser Re- 
gelung wurde vor allem von den Masseuren Ge- 
brauch gemacht, die anschließend eine Nachqualifi- 
zierung zum Physiotherapeuten anstreben. Nach An- 
gaben der Länder haben insgesamt ca. 300 Masseure 
diese Möglichkeit genutzt, davon allein in Sachsen 
179 Masseure. Dieses große Interesse ist darauf zu- 
rückzuführen, weil es in der ehemaligen DDR bzw. in 
den neuen Ländern bis zum Inkrafttreten des MPhG 
am 1. Juni 1994 keine Ausbildung zum Masseur und 
medizinischen Bademeister, sondern nur zum „Mas- 
seur" gegeben hat. 


8. Zur Verkürzung der Ausbildungen für Umschüler 

§ 18 MPhG ermöglicht für Umschüler mit einer abge- 
schlossenen Ausbildung in einem medizinischen 
Fachberuf auf Antrag eine differenzierte Verkürzung 
der Ausbildungen zum Masseur und medizinischen 
Bademeister bzw. zum Physiotherapeuten. 

Für eine endgültige Beantwortung der Frage, in wel- 
chem Umfang die verkürzte Umschulung in An- 
spruch genommen wird, ist es auf Grund der erst kur- 
zen Geltungsdauer des MPhG noch zu früh. Der Bun- 
desanstalt für Arbeit liegen noch keine Daten über 
die Teilnehmerstruktur an solchen Lehrgängen vor. 
Auch eine Bewertung des Maßnahmeerfolges ist der- 
zeit noch nicht möglich. 
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9. Zur Zweiberuflichkeit nach dem MPhG 

Nach Ansicht der Länder- mit Ausnahme Branden- 
burgs - hat sich die zweiberufliche Struktur des Ge- 
setzes bisher bewährt. Sie gibt Hauptschulabgän- 
gem die Möglichkeit, einen physiotherapeutischen 
Beruf (Masseur und medizinischer Bademeister) zu 
ergreifen und sich je nach Motivation und Begabung 
anschließend noch zum Physiotherapeuten zu quali- 
fizieren. 

Auch im Hinbück auf die auf Grund der Vielfältigkeit 
des Aufgabenspektrums unterschiedüchen fachti- 
chen Schwerpunkte der beiden Berufe in der Physio- 
therapie habe sich die Beibehaltung der Zweiteilung 
bewährt (Bundesärztekammer, DKG, Bayern). Der 
„Einheitsberuf' 1 würde zu einem Quaütätsverlust 
führen (Niedersachsen). 

In Nordrhein-Westfalen wird teüweise bedauert, daß 
es keine klar definierte Abgrenzung der beiden Be- 
rufsbüder gibt und es dadurch zu inhaltlichen Vermi- 
schungen der Ausbüdungsinhalte komme. Wegen 
der fachüch-inhaltüchen Verzahnung war eine klare 
Trennlinie zwischen beiden beruflichen Aufgaben- 
feldem jedoch bisher schon schwierig. Bremen und 
Thüringen berichten, daß als Folge der Zweiteüung 
vereinzelt Physiotherapeuten auf Grund der besseren 
Qualifikation den Masseuren und medizinischen Ba- 
demeistern vorgezogen würden. 

Von Schleswig-Holstein wird bezweifelt, ob die Tren- 
nung der Berufe auch unter den veränderten wirt- 
schaftüchen Bedingungen im Gesundheitswesen auf 
Dauer beibehalten werden könne. Baden- Württem- 


berg bezeichnet die Zukunftsperspektiven der Mas- 
seure und medizinischen Bademeister auf Grund der 
sinkenden Vermittlungschancen auf dem Arbeits- 
markt als nicht günstig. Auch Bayern befürchtet, daß 
der Masseurberuf durch die Kostendämpfung im Ge- 
sundheitswesen weiter an Attraktivität verüere. Da- 
für spräche auch die große Zahl niedergelassener 
Masseure und medizinischer Bademeister, welche 
eine Nachqualifizierung zum Physiotherapeuten an- 
strebten. 

Da Masseure sowie Masseure und medizinische Ba- 
demeister stärker als Krankengymnasten/Physiothe- 
rapeuten von den Auswirkungen der Gesundheits- 
strukturgesetze betroffen sind, wird die Trennung 
insbesondere von den Berufsverbänden VPT und 
VDB nicht als sinnvoU angesehen. 

1 0. Zur Entwicklung der Verordnungstätigkeit 
und der Verteilung der Verordnungen 
auf die im Gesetz geregelten Berufsgruppen 

Zur Entwicklung des Verordnungsverhaltens der 
Ärzte nach Inkrafttreten des MPhG bezügüch einer 
Verlagerung der Verschreibung von Massage auf 
krankengymnastische Behandlungsleistungen äu- 
ßerten sich die Länder unter Berufung auf Aussagen 
der Landesverbände der Krankenkassen bzw. der 
Berufsverbände sehr differenziert. 

Die Entwicklung der Verordnungstätigkeit und die 
Verteüung auf die im Gesetz geregelten Berufsgrup- 
pen wird aus den Anteüen der Leistungsausgaben an 
den Gesamtausgaben der GKV ersichtlich: 


Ausgaben für ausgewählte Leistungen 
in % der Gesamtausgaben 

1994 

1995 

1996 


Ost 

West 



Ost 

Krankengymnastik 


. 


1 



Leistungen von Masseuren 

Leistungen von medizinischen 





0,67 

■ 

Badebetrieben 

0,31 

0,28 

0,30 

0,31 

0,28 

0,14 


Quelle: BMG, KJ 1 und KV 45/4-96 


Zunahme/ Abnahme des jeweiligen Leistungsanteils 
in % gegenüber dem Vorjahr 

1995 

1996 

West 

Ost 

West 

Ost 

Krankengymnastik 

+7,34 

+35,43 

+10,25 

+47,16 

Leistungen von Masseuren 

+1,02 

-19,33 

- 3,69 

- 8,05 

Leistungen von medizinischen 

Badebetrieben 

-4,78 

+10,60 

- 7,84 

-55,85 


Quelle: BMG, KJ 1 


Auswirkungen des MPhG auf diese Entwicklung sind wegen der vorangegangenen Wirkungen des Gesund- 
heitsstrukturgesetzes nicht feststeUbar. 
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1 1 . Zur Entwicklung der Berufssituation dieser 
Berufsgruppen 

Zur Frage der Entwicklung der Praxen von Masseu- 
ren und medizinischen Bademeistern und Physiothe- 
rapeuten kann auf Grund der derzeit zur Verfügung 


stehenden Zahlen nur eine tendenzielle Aussage ge- 
troffen werden. 

Nach den Angaben einer bundesweit vertretenen 
Krankenkasse stellt sich die Zahl der zugelassenen 
Leistungserbringer im Bereich der physikalischen 
Therapie wie folgt dar: 



1. Juli 1993 

1. Juli 1994 

1. Juli 1995 

1. Januar 1997 

Krankengymnasten 

10606 

11586 


13 027 

Physiotherapeuten 

3 867 

4 273 


5 958 

zusammen ... 

14473 

15 859 

17435 

18 985 

Masseure 

12905 

13 359 

12974 

KBlililSfil 

Badebetriebe 

5868 

5 867 

5 537 

WBM 

zusammen . . . 

18 733 

19226 

18511 

17 267 


Danach stieg die Zahl der zugelassenen Leistungser- 
bringer von 1993 bis 1997 bei den Krankengymna- 
sten/Physiotherapeuten ständig an. Bei den Massa- 
gepraxen und medizinischen Badebetrieben war bis 
1994 ein Anstieg der Anzahl der kassenzugelassenen 
Praxen zu verzeichnen; seit 1995 zeichnet sich ein 
Rückgang ab. 

Zur Frage der Entwicklung der Praxen von Masseu- 
ren, Masseuren und medizinischen Bademeistern 
und Physiotherapeuten gaben einzelne Länder fol- 
gende Stellungnahmen ab: 

Niedersachsen berichtet, daß die Zahl der zugelasse- 
nen Massage- und Badebetriebe 1989/90 ihren Hö- 
hepunkt erreicht habe. Nach einem Rückgang, bis 
1993 um ca. 12 bis 16%, sei die Zahl der Zugelasse- 
nen bis heute in etwa konstant geblieben. Die Zahl 
der zugelassenen Physiotherapeuten/Krankengym- 
nasten hingegen sei angestiegen; seit 1989 habe sich 
ihre Zahl in Niedersachsen schätzungsweise verdop- 
pelt. Ein besonders starker Anstieg sei 1996 gegen- 
über 1995 erkennbar; hier dürften sich die ersten 
Neuzulassungen der zum Physiotherapeuten nach- 
qualifizierten Masseure niedergeschlagen haben. 
Eine Existenzgefährdung im Sinne von Praxisaufga- 
ben aus wirtschaftlichen Gründen ließe sich daher 
nach den vorliegenden Zahlen für die Masseure und 
Badebetriebe landesweit nicht bestätigen, wenn- 
gleich die Berufsverbände die Entwicklung anders 
bewerten. 

In Hessen wurde im Rahmen der Überprüfung der 
zur Annahme von Praktikanten ermächtigten Ein- 
richtungen festgestellt, daß von den bisher 500 Ein- 
richtungen über 100 aus wirtschaf tlichen Gründen 
geschlossen werden mußten. Die noch bestehenden 
Einrichtungen hätten sich aus wirtschaftlichen Grün- 
den verkleinert und somit Personal eingespart. Auf 
Grund dessen sei von einer erheblichen Existenzge- 
fährdung zu sprechen. 


Baden-Württemberg führt aus, daß seit 1993 die Zahl 
der Massagepraxen/medizinischen Badebetriebe 
rückläufig sei, während die Zahl der Physiotherapie - 
praxen - wenn auch nicht mehr im bisherigen Um- 
fang - gestiegen sei. Teüweise habe die Situation der 
Massage- und Badebetriebe durch zusätzliche Ein- 
stellung von Krankengymnasten/Physiotherapeuten 
entschärft werden können. Im übrigen habe auch die 
verkürzte Ausbüdung gemäß § 12 MPhG etlichen 
Masseuren und medizinischen Bademeistern, die 
sich zum Physiotherapeuten nachqualifiziert hätten, 
vorerst die Weiterführung ihrer Praxen ermöglicht. 

Auch Schleswig-Holstein berichtet, daß die Berufs- 
verbände für die Zukunft eine massive Existenzge- 
fährdung für Massagebetriebe erwarten. Sie begrün- 
deten dies damit, daß zukünftig die Verordnung von 
Massagen und flankierenden Maßnahmen noch 
mehr eingeschränkt werde. Andererseits sei zu beob- 
achten, daß immer mehr Zentren gegründet würden, 
die sowohl Physiotherapeuten als auch Masseure 
und medizinische Bademeister beschäftigten und auf 
diese Weise ein ganzheitliches Angebot bereithiel- 
ten. Es wird vermutet, daß sich dieser Trend fortsetze, 
wonach Massagebetriebe Physiotherapeuten ein- 
stellten, um die Basis der eigenen Praxis zu verbrei- 
tern und Verluste im Bereich der reinen Massage zu 
kompensieren. 

In Berlin wurden von Verbands- und Schulvertretem 
beider Berufsgruppen zwar Befürchtungen über 
Schulschließungen und Existenzgefährdungen geäu- 
ßert, diese stünden jedoch im Widerspruch zu Daten 
der AOK Berlin, welche einen Anstieg der Zahl der 
selbständigen Leistungserbringer belege. 

Nach Stellungnahmen von Brandenburg, Sachsen 
und Sachsen- Anhalt könne von einer Existenzgefähr- 
dung für Masseure und Masseure und medizinische 
Bademeister nicht ausgegangen werden. Die Grün- 
dung neuer Praxen halte weiter an. Dabei sei zu be- 
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rücksichtigen, daß es bisher nur wenige Einzelpra- 
xen von Masseuren gebe und die meisten Masseur- 
praxen auch über angestellte Physiotherapeuten ver- 
fügten. Auch Physiotherapeuten beschäftigten in ih- 
ren Praxen Masseure sowie Masseure und medizini- 
sche Bademeister. Die vorstehenden Beobachtungen 
belegen den in den neuen Ländern bestehenden 
Nachholbedarf. 

Die Berufssituation selbständig tätiger Masseure und 
medizinischer Bademeister, die sich zum Physiothe- 
rapeuten nachqualifiziert haben, konnte durch die 
Regelung des § 16 Abs. 6 MPhG (Änderung des § 124 
Abs. 2 SGB V) deutlich erleichtert werden. Auf 
Grund der Änderung wird bei diesen Berufsangehö- 
rigen auf das Erfordernis der berufspraktischen Er- 
fahrungszeit von 2 Jahren für die Zulassung als Lei- 
stungserbringer in einem weiteren Heilmittelbereich 
verzichtet. Nach den Informationen des VPT und des 
VDB habe sich diese Neuregelung gut bewährt, da 
sie es selbständig tätigen Masseuren und medizini- 
schen Bademeistern ermögliche, nach Abschluß der 
Ausbildung zum Physiotherapeuten ihre selbständi- 
ge Tätigkeit auf breiterer Basis fortzuführen, ohne 
noch einmal 2 Jahre im Angestelltenverhältnis arbei- 
ten zu müssen. Ohne diesen Verzicht wäre vielen 
Therapeuten eine Nachqualifizierung nicht möglich 
gewesen. 

Die Berufsverbände berichten weiter, daß die Spit- 
zenverbände der Krankenkassen die gemeinsamen 
Empfehlungen zur einheitlichen Anwendung der Zu- 
lassungsbedingungen dergestalt geändert hätten, 
daß auch diejenigen Masseure und medizinischen 
Bademeister, die nicht zugelassen waren, jedoch die 
Zulassungsvoraussetzungen hinsichtlich der berufs- 
praktischen Erfahrungszeit erfüllt haben, nach ihrer 
Weiterqualifizierung zum Physiotherapeuten die 
Kassenzulassung auf Antrag erhalten könnten. Auf 
diese Möglichkeit haben auch Baden- Württemberg, 
Bayern und Sachsen in ihren Stellungnahmen hinge- 
wiesen. 

Nach Aussage des VPT gab es anfänglich Differen- 
zen hinsichtlich der Frage, ob ein weiterqualifizierter 
Physiotherapeut neben seiner Kassenzulassung als 
Masseur und medizinischer Bademeister zusätzlich 
noch die des Physiotherapeuten erhalten dürfe. Al- 
ternativ war erwogen worden, ihm die Zulassung als 
Physiotherapeut nur gegen Rückgabe der Zulassung 
als Masseur und medizinischer Bademeister zu ertei- 
len. Mittlerweile bestehe die einhellige Auffassung, 
daß der weiterqualifizierte Physiotherapeut neben 
seiner Zulassung als Masseur und medizinischer Ba- 
demeister eine Zulassungserweiterung für die Er- 
bringung krankengymnastischer Leistungen erhalte. 

Die Länder haben zur Frage der Neuregelung des 
§ 124 Abs. 2 SGB V keine Probleme festgestellt. Die 
Neuregelung werde von den Krankenkassen eher als 
Erleichterung des Zulassungsverfahrens empfunden. 
Baden-Württemberg und Niedersachsen berichten, 
daß die Sonderregelung jedoch bei etablierten Kran- 
kengymnasten auf Kritik stoße. 

In den neuen Ländern sind die Krankenkassen bisher 
kaum hiermit konfrontiert worden, weil in der ehe- 
maligen DDR - wie bereits erwähnt - der Beruf des 


Masseurs und medizinischen Bademeisters nicht ge- 
regelt war und die Zeitspanne für die Zugangsvor- 
aussetzungen für eine Kassenzulassung als selbstän- 
diger Masseur und medizinischer Bademeister mit 
anschließender Nachqualifizierung zum Physiothera- 
peuten bisher noch zu kurz ist. 


V. Die bisherigen Erfahrungen mit dem Masseur- 
und Physiotherapeutengesetz - Bewertung 

1. Mit dem MPhG ist für die berufliche Erstausbil- 
dung von Masseuren und medizinischen Bade- 
meistern und von Physiotherapeuten ein moder- 
ner gesetzlicher Rahmen geschaffen worden. Die 
seit 1958 bestehenden und seither imverändert 
gebliebenen Ausbildungen sind an die Entwick- 
lung im Bereich der physikalischen Therapie und 
der Bewegungstherapie sowie an die generelle 
Entwicklung in der Medizin angepaßt worden. 

2. Die Neuordnung der Berufe in der Physiothera- 
pie geht durch die Trennung in die Bereiche 
„Massage" und „Krankengymnastik" weiter von 
der Zweiberuflichkeit aus, damit der umfangrei- 
che Gesamtbereich der physikalischen Therapie 
und Bewegungstherapie durch Berufsangehörige 
mit unterschiedlichen therapeutischen Tätigkeits- 
schwerpunkten abgedeckt wird. Dabei konnte 
auf den Beruf des „Masseurs" allerdings verzich- 
tet werden. 

3. Durch das Gesetz wurde anstelle der alten Be- 
zeichnung „ Krankengymnastin " / „ Krankengym- 
nast" im Hinblick auf die europäische Entwick- 
lung sowie auf die Bezeichnung in der frühe- 
ren DDR die Berufsbezeichnung „Physiothera- 
peutin "/„Physiotherapeut" gesetzlich geschützt. 
Außerdem sind durch das Gesetz für Masseure 
und medizinische Bademeister erleichternde Be- 
dingungen für die Weiterqualifizierung in den 
Physiotherapeutenberuf geschaffen worden. 

4. Die durch das Gesetz geschaffenen Ausbildungs- 
strukturen gewährleisten eine wesentliche Ver- 
besserung der Qualität der Ausbildung und da- 
mit eine gründlichere Vorbereitung der Schüler 
auf die gestiegenen beruflichen Anforderungen. 

5. Obwohl der Zeitpunkt für eine Bewertung der 
erst angelaufenen neuen Ausbildungen noch zu 
früh ist, werden die neuen Ausbildungsstruktu- 
ren von Berufskreisen, Schulen und Schülern ins- 
gesamt begrüßt. 

6. Die bei den Schulen während der Umstellung auf 
die neuen Erfordernisse der Ausbildung aufge- 
tretenen Probleme konnten weitgehend gelöst 
werden. 

7. Der durch die Verdoppelung der Dauer auf 
2 Jahre verlängerte Lehrgang zum Masseur und 
medizinischen Bademeister erfährt nach Ansicht 
der Schulen durch die fundiertere theoretische 
Ausbildung und die erweiterte praktische Aus- 
bildung eine wesentliche Qualitätsverbesserung. 
In den neuen Ländern wurde die Ausbildung 
zum Masseur und medizinischen Bademeister 
erstmals eingeführt und fand bisher besonderen 
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Zuspruch im Rahmen von Umschulungen. Die 
nach Abschluß des Lehrgangs bereits abgelegten 
ersten Prüfungen lassen auf Grund ihrer Ergeb- 
nisse auf eine erfolgreiche Ausbildung schließen. 

8. Die gesetzlich festgelegten Anforderungen an 
die an den Lehrgang anschließende auf 6 Monate 
verkürzte praktische Tätigkeit, in der die erwor- 
benen Kenntnisse, Fähigkeiten und Fertigkeiten 
praktisch einzuüben und zu festigen sind, si- 
chern eine hohe Qualität der Ausbüdung auch 
während des Praktikums. Durch die Überprü- 
fungsverfahren der Länder bei der Ermächtigung 
von geeigneten Einrichtungen zur Ableistung 
der praktischen Tätigkeit ist sicher gestellt, daß 
die gesetzlichen Qualitätsstandards erfüllt wer- 
den. Die häufig beobachtete abnehmende Bereit- 
schaft von Krankenhäusern und anderen Einrich- 
tungen, Praktikanten zu beschäftigen, wird nicht 
auf die neue Ausbildungsstruktur, sondern auf 
die einschneidenden Veränderungen im Gesund- 
heitswesen zurückgeführt. 

9. Bei der Umgestaltung der Physiotherapeutenaus- 
bildung kommt der Integration der früheren ein- 
jährigen Praktikantenphase in den Lehrgang 
eine ausschlaggebende Rolle zu. Anstelle des 
früheren zweijährigen Lehrgangs mit anschlie- 
ßender einjähriger praktischer Tätigkeit wurde 
eine einheitliche dreijährige Ausbildung mit inte- 
grierter praktischer Ausbildung geschaffen, die 
eine beachtliche Qualitätssteigerung der Ausbil- 
dung zur Folge hat und bei den Schülern offen- 
bar eine sehr positive Aufnahme findet. Für diese 
entfällt die Suche nach einem Praktikantenplatz. 
Die von Lehrkräften betreuten praktischen Lehr- 
gangsphasen ermöglichen den Schülern eine 
zielsicher geführte Vorbereitung auf die spätere 
berufliche Tätigkeit. 

10. Für die Schulen brachte die Umgestaltung der 
Physiotherapeutenausbildung neben anderen 
organisatorischen Anforderungen die Pflicht zur 
Bereitstellung von Plätzen für die praktische 
Ausbüdung in den festgelegten medizinischen 
Fachbereichen mit sich. Soweit Schulen nicht 
Krankenhäusern angegliedert sind, die derartige 
Plätze Vorhalten, müssen sie diese durch Koope- 
rationsverträge mit anderen Einrichtungen sicher- 
stellen. Für eine Übergangszeit ist es jedoch 
Schulen, die noch nicht in der Lage sind die inte- 
grierte Ausbüdung durchzuführen, gestattet, in 
der Form des alten Rechts auszubüden (§ 17 
Abs. 1 MPhG). 

Von dieser Mögüchkeit haben nur wenige Schu- 
len Gebrauch gemacht. Daraus läßt sich schlie- 
ßen, daß die neue Ausbüdung von der Mehrzahl 
der Schulen sofort angenommen wurde. Nach 
Aussage der Länder konnten die Schulen die 
neuen gesetzlichen Anforderungen an die Aus- 
büdung auch rechtzeitig erfüüen. Anfängliche 
Probleme in der Umstellungsphase konnten zwi- 
schenzeitlich gelöst werden. Die weitere Ent- 
wicklung wird zeigen, ob die Schulen in Anbe- 
tracht der ständig steigenden Schülerzahlen in 
der Physiotherapeutenausbüdung bei einer 
gleichzeitigen Verkürzung der stationären Auf- 


enthalte von Patienten insbesondere in den Fach- 
gebieten Gynäkologie und Pädiatrie die anfäng- 
lich noch lösbaren Probleme bei der Bereitstel- 
lung von Plätzen für die integrierte praktische 
Ausbüdung auch künftig bewältigen. 

11. Neben der Umstrukturierung der Regelausbü- 
dungen haben weiterhin Masseure und medizini- 
sche Bademeister die Möglichkeit, unter erleich- 
ternden Bedingungen die Qualifikation als „Phy- 
siotherapeutin " / „ Physiotherapeut " zu erlangen 
(§ 12 Abs. 1 MPhG). 

Die wesentlich verbesserte Mögüchkeit, durch 
unterschiecüich verkürzte Ausbüdungen die 
Qualifikation eines Physiotherapeuten zu erlan- 
gen, fand bei den Masseuren und medizinischen 
Bademeistern großen Zuspruch. Nach Informa- 
tionen aus den Ländern haben bisher mindestens 
2 440 Berufsangehörige von der Mögüchkeit einer 
verkürzten Ausbüdung zum Physiotherapeuten 
nach § 12 Abs. 1 MPhG Gebrauch gemacht. Ver- 
kürzte Ausbüdungen wurden, mit Ausnahme 
von Brandenburg und Sachsen-Anhalt, in allen 
Ländern durch mindestens 55 Schulen angebo- 
ten. Das größte Interesse zeigten bisher haupt- 
sächüch nach altem Recht ausgebüdete Mas- 
seure und medizinische Bademeister, die bereits 
über eine mindestens fünfjährige Berufstätigkeit 
verfügen und daher nur eine zwölfmonatige zu- 
sätzüche Ausbüdung zu durchlaufen haben. Es 
ist davon auszugehen, daß die Nachfrage, die in 
den Jahren 1994 und 1995 ihren Höhepunkt er- 
reicht hatte und danach eine rückläufige Ent- 
wicklung zeigte, in den kommenden Jahren wei- 
ter zurückgehen wird, da bis dahin der Bedarf 
nach Weiterqualifizierung bei den „Alt-Masseu- 
ren" abgedeckt sein dürfte. In den neuen Län- 
dern wird die Nachfrage nach einer verkürz- 
ten Physiotherapeutenausbüdung voraussichtlich 
noch etwas länger bestehen, da hier die Ausbü- 
dung zum Masseur und medizinischen Bademei- 
ster erstmals 1994 eingeführt wurde. Von der 
Übergangsregelung des § 16 Abs. 3 MPhG, die 
„Masseuren" die Mögüchkeit bietet, „Masseur 
und medizinischer Bademeister" zu werden, 
haben bisher 300 Personen Gebrauch gemacht, 
häufig mit der Zielsetzung einer anschießenden 
Weiterqualifizierung zum Physiotherapeuten. 

Über das Interesse von Absolventen des neuen 
zweijährigen Lehrgangs in der Massage an einer 
anschüeßenden 18monatigen Ausbüdung zum 
Physiotherapeuten hegen zur Zeit noch keine Er- 
kenntnisse vor. 

Die Mögüchkeit der weiteren Ausbüdungsver- 
kürzung auf 9 Monate durch anrechenbare Fort- 
und Weiterbüdungen wird von den Schulen 
skeptisch beurteüt. Die fehlende Bereitschaft 
hierzu wird mit den fehlenden fachüchen Voraus- 
setzungen der Teilnehmer begründet, die keine 
weitere Verkürzung der ohnehin schon knappen 
Ausbüdungszeit erlaubten. Obwohl einige Län- 
der die administrativen Grundlagen dafür ge- 
schaffen haben, scheiterte die maximale Ausbü- 
dungsverkürzung entweder an der Bereitschaft 
der Schulen, entsprechende Lehrgänge anzubie- 
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ten, oder an Bedenken der Interessenten im 
Hinblick auf einen guten Prüfungserfolg. Nach 
Angaben des VPT haben nur 2 Schulen (Fell- 
bach-Schmiden und Ulm) diese Möglichkeit rea- 
lisiert; 330 Teilnehmer haben davon Gebrauch 
gemacht. 

Die genannten Schulen haben neben einer wei- 
teren Schule in Mecklenburg- Vorpommern als 
einzige die im § 12 Abs. 1 MPhG vorgesehene 
Möglichkeit des Fernunterrichts angeboten. In 
Fellbach-Schmiden und Ulm sollen nach Anga- 
ben des VPT 420 Teilnehmer Fernunterricht in 
Anspruch genommen haben. Sonst wird Fernun- 
terricht von Schulen und Schülern skeptisch be- 
urteilt. Hieraus erklärt sich das geringe Angebot. 

Bei den Teilnehmern der verkürzten Ausbildun- 
gen war die Möglichkeit der Ausbildung in Teü- 
zeitform, die in 11 Ländern ermöglicht wird, be- 
sonders behebt. Trotz der sich daraus ergeben- 
den Doppelbelastung schätzen die Teilnehmer 
diese Form der Ausbildung, weü sie ihnen die 
Weiterführung der beruflichen Tätigkeit erlaubt. 

Mit dem Abschluß der verkürzten Ausbildung 
durch eine Ergänzungsprüfung sowie der Mög- 
lichkeit, diese Prüfung in Teüabschnitten abzule- 
gen, wurden weitere Erleichterungen geschaf- 
fen. Die bisher abgelegten Ergänzungsprüfun- 
gen lassen auf eine erfolgreiche Teilnahme an 
den verkürzten Ausbüdungen schließen. Die 
Möglichkeit der Ergänzungsprüfung in Teilab- 
schnitten, die den Prüflingen die Prüfungsvorbe- 
reitung erleichtern soll, wurde jedoch bisher nur 
in 41 Fällen genutzt und scheiterte hauptsächlich 
an der Furcht der Schulen vor einem zu hohen 
Verwaltungsaufwand. 

12. Das Mindestalter für den Zugang zur Ausbüdung 
zum Masseur und medizinischen Bademeister 
wurde auf 16 Jahre gesenkt, um motivierten 
Hauptschülem unmittelbar nach dem Schulab- 
schluß den Zugang zum Beruf zu ermöglichen. 
Eine wesentliche Veränderung des Alters der Be- 
werber hat sich noch nicht ergeben. Hinsichtlich 
der im Gesetz festgelegten schulischen Voraus- 
setzungen für die Ausbildung zum Masseur und 
medizinischen Bademeister hat sich gezeigt, daß 
die überwiegende Mehrheit der Bewerber einen 
höheren Schulabschluß, als nach dem Gesetz ge- 
fordert, besitzt. 

Die Festlegung des Mindestalters von 17 Jahren 
für die Physiotherapeutenausbüdung hat bisher 
keine nennenswerten Auswirkungen auf die Be- 
werberstruktur gezeigt. Die Mehrzahl der Schü- 
ler ist volljährig. Nach wie vor interessieren sich 
verstärkt Abiturienten für diese Ausbildung. 

13. Mit den durch das Gesetz in deutsches Recht um- 
gesetzten allgemeinen Anerkennungsrichtlinien 
89/48/EWG und 92/51/EWG sollen Bewerber aus 
den EU- oder EWR-Staaten die Möglichkeit der 
erleichterten Anerkennung als Masseur und me- 
dizinischer Bademeister oder Physiotherapeut er- 
halten. Von dieser Möglichkeit wurde bisher in 
420 Fällen Gebrauch gemacht, wobei sich die 


Mehrzahl der Anträge (380) auf die Anerken- 
nung als Physiotherapeut bezog. 

Im Vergleich hierzu konnten in Drittländern ab- 
geschlossene Ausbildungen, die dem deutschen 
Masseur und medizinischen Bademeister oder 
Physiotherapeut entsprechen, bis auf wenige 
Einzelfälle von den zuständigen Behörden nicht 
anerkannt werden. Bei den bisher bearbeiteten 
520 Anträgen waren in der Regel Auflagen in 
Form eines drei- bis zwölfmonatigen Anpas- 
sungspraktikums erforderlich, um die Anerken- 
nung aussprechen zu können. 

14. Über verkürzte Ausbildungen für Personen mit 
einer abgeschlossenen Ausbildung in einem me- 
dizinischen Fachberuf können zur Zeit noch 
keine Angaben gemacht werden, da der Bundes- 
anstalt für Arbeit die entsprechenden Daten feh- 
len. 

15. Den noch immer vorhandenen Kritikern der 
zweiberuflichen Lösung des MPhG vor allem aus 
der Berufsgruppe der Masseure ist entgegenzu- 
halten, daß ein physiotherapeutischer Einheits- 
beruf die heutigen Beschäftigungsprobleme der 
Masseure nicht gelöst, sondern lediglich auf den 
Einheitsberuf übertragen hätte. Mit zunehmen- 
dem Durchstieg von Masseuren und medizini- 
schen Bademeistern in den Physiotherapeuten- 
beruf wird zwar bei den Masseuren ein gewisser 
Entlastungseffekt bewirkt, andererseits steigt 
hierdurch die Gefahr zunehmender Beschäf- 
tigungsprobleme bei den Physiotherapeuten. 
Auch gelegentlich zu hörende Behauptungen, 
die Arbeitsmarktlage im Bereich der physiothera- 
peutischen Berufe sei durch die Neuordnung der 
Ausbüdungen herbeigeführt, gehen fehl. Diese 
sähen - abgesehen davon, daß z. Zt. noch keine 
Absolventen der neuen Lehrgänge beruflich tätig 
sind - ohne Neuordnung der Ausbüdungen nicht 
anders aus. Gerade eine europakonforme Quali- 
tät der Ausbüdungen, wie sie durch das MPhG 
geschaffen wurde, sichert den physiotherapeuti- 
schen Berufen jedoch ein künftiges Überleben in 
einem größeren Europa und gewährleistet ihre 
kontinuierliche Weiterentwicklung. 

Hinsichtlich der zum Beruf der Masseure sowie 
der Masseure und medizinischen Bademeister 
berichteten Beschäftigungslage kann nicht uner- 
wähnt bleiben, wie diese gegen Mitte der 80er 
Jahre in Westdeutschland beschaffen war. Da- 
mals war schon deutlich, daß insbesondere in 
den 70er Jahren und darüber hinaus zu viele 
Masseure ausgebüdet wurden. Um 1985 melde- 
ten die Berufskreise von insgesamt ca. 36 000 Be- 
rufs angehörigen bereits ca. 8 000 arbeitslose 
Masseure. Infolge des bis 1993 relativ ungebrem- 
sten Wachstums im Gesundheitswesen fanden 
überzählige Masseure weitgehend Beschäfti- 
gung. Erst mit Einsetzen der Maßnahmen der 
Gesundheitsreform ab 1993 zeigte sich erstmals 
ein deutlicher Rückgang ärztlicher Verschreibun- 
gen mit entsprechenden Klagen niedergelasse- 
ner Masseure über einen Rückgang der Nach- 
frage an Massageleistungen. Der beobachtete 
Trend bei den Masseuren hat sich bis heute fort- 
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gesetzt. So ist nicht nur in Einzelfällen von Pra- 
xisschließungen die Rede, während die Entwick- 
lung bei den krankengymnastischen Praxen 
demgegenüber als relativ stabil bezeichnet wer- 
den kann. Nach vorsichtiger Einschätzung wird 
man auf Grund der mitgeteilten Zahlen und 
Trends auch mittelfristig von einer undramati- 
schen Beschäftigungslage bei Krankengymna- 
sten/Physiotherapeuten ausgehen können. Vor 
diesem Hintergrund sind Beobachtungen inter- 
essant, daß einzelne niedergelassene Ärzte phy- 
siotherapeutische Leistungen selbst erbringen 
bzw. erbringen lassen und als ärztliche Leistun- 
gen abrechnen. 

Die vorstehenden Beobachtungen sind insgesamt 
jedoch nicht die Folge der Neuordnung der Aus- 
bildungen, sondern der Systemänderungen im 
Gesundheitswesen seit 1993. 

16. Zusammenfassend stellt die Bundesregierung 
daher fest, daß sich die Neuordnung der physio- 
therapeutischen Berufe durch das MPhG be- 
währt hat. Insbesondere hat sich die Beibehal- 
tung der für Deutschland klassischen zweiberuf- 
lichen Struktur in modernen, den Verhältnissen 
in der EU angepaßten Standards auf die Qualität 
der Ausbildung und den fachlichen Ruf der deut- 
schen physiotherapeutischen Berufe vorteilhaft 
ausgewirkt. Mit dem differenzierten Instrumen- 
tarium des Gesetzes für einen unterschiedlich 
verkürzten und abgestuft erleichterten Durch- 
stieg für Masseure und medizinische Bademei- 
ster in den Beruf des Physiotherapeuten ist es 
Masseuren und medizinischen Bademeistern in 
weitaus vorteilhafterem Maße, als dies nach al- 
tem Recht der Fall war, möglich, sich weiter zu 
qualifizieren und das eigene Tätigkeits Spektrum 
zu erweitern. Letztendlich kommen die durch die 
Zweiberuflichkeit bedingte physiotherapeutische 
Schwerpunkts- und Angebotsbreite sowie die 
aktualisierten Ausbildungsinhalte in vollem Um- 
fang den Patienten zugute. 

Herbeigeführt werden diese Auswirkungen zu- 
sammengefaßt insbesondere durch folgende Re- 
gelungen des MPhG (vgl. Abschnitt II des Be- 
richts): 

1. Beibehaltung zweier qualifizierter Berufe in 
der Physiotherapie - § 1 - 

2. Verdoppelung der Lehrgangsdauer für Mas- 
seure und medizinische Bademeister von ei- 
nem auf 2 Jahre und Absenkung der prakti- 
schen Tätigkeit von eineinhalb Jahren auf 
6 Monate - § 4 - 

3. Auslaufen des Berufs des Masseurs (ein Jahr 
Lehrgang, ein Jahr praktische Tätigkeit) 


4. Absenken des Mindestalters auf 16 Jahre für 
den Zugang zur Ausbildung von Masseuren 
und medizinischen Bademeistern 

5. Qualitative Anforderungen an Einrichtun- 
gen, an denen die praktische Tätigkeit für 
künftige Masseure und medizinische Bade- 
meister abzuleisten ist - § 7 - 

6. Aktualisierung der Ausbildungsinhalte für 
Masseure und medizinische Bademeister - 
Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für 
Masseure und medizinische Bademeister 
vom 6. Dezember 1994 (BGBl. I S. 3770) 

7. Schaffung eines integrierten dreijährigen 
Lehrgangs für Physiotherapeuten (früher: 
Krankengymnasten) - § 9 - 

8. Einführung eines Mindestalters von 17 Jah- 
ren für den Zugang zur Physiotherapeuten- 
ausbildung - § 10 Nr. 1 - 

9. Abgestufter, verkürzter Übergang vom Beruf 
des Masseurs und medizinischen Bademei- 
sters in den Beruf des Physiotherapeuten - 
§ 12 Abs. 1 - 

10. Möglichkeit des Fernunterrichts für be- 
stimmte Teile des theoretischen Unterrichts 
- § 12 Abs. 1 Satz 5 - 

11. Einführung einer staatlichen Prüfung als Er- 
gänzungsprüfung in 2 Teilen für die Weiter- 
qualifikation nach Nummer 9 - § 12 Abs. 1 
Satz 6 und 9 - 

12. Keine weitere berufspraktische Erfahrungs- 
zeit nach § 124 SGB V für bereits als Heilmit- 
telerbringer zugelassene Masseure und me- 
dizinische Bademeister, die die Zusatzquali- 
fikation als Physiotherapeut nach § 12 Abs.l 
MPhG erworben haben - Änderung des 
§ 124 SGB V durch § 16 Abs. 6 MPhG - 

13. Übergangsvorschrift für Physiotherapeuten- 
schulen außerhalb von Krankenhäusern, die 
den dreijährigen integrierten Lehrgang noch 
nicht organisieren können - § 17 - 

14. Gestufte Verkürzungsregelung für Umschü- 
ler- § 18 - 

15. Aktualisierung des Prüfungsverfahrens und 
der Ausbildungsinhalte für Physiotherapeu- 
ten - Ausbildungs- und Prüfungsverordnung 
für Physiotherapeuten vom 6. Dezember 
1994 (BGBl. I S. 3786) 
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